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Muß der Volſchewi
Als in Rußland die Revolution ge hatte, brachte ſie zunächſtbü che Elemente an e eterne An die r

gen Sozialdemokraten, die in das Kabinett aufgenommen wurden, zu
erſt Kerenſki, ſpäter auch Vertreter der Menſchewiki und der Sozial
revolutionäre, hielten an der Forſſetzung des Krieges bis zum Entente
ſieg feſt. Das i Volk aber war gründlich kriegsmüde und wollteJaeen. traute ſich die ru Revolutjonsregierung nicht,
rechtzeitig die konſtituierende Nationalverſammlung zuſammenzube
rufen. Unler dem Rufe nach Frieden und Konſtituanie ſiegie der Bol

Seit dreizehn Monaten iſt er in der Gewalt, aber die
tionalverſammlung hat er mit den Bajonetten der lettiſchen Garden

auseinandergetrieben und Frieden hat er dem gequälten Lande ſo weni
zu bringen vermocht, daß heute, wo überall die Waffen ruhen, nur n
in Rußland im Norden und Süden und Oſten gekämpft wird.

n Deulſchland liegen die Verhältniſſe vollkommen anders. Hieriſt z ein des dein die i ein e m z ſofor
riedensſchluß her en. e Re on vom Anfang No-
hat die Arbeiterklaſſe in den Beſitz der vollen Staatsgewalt

gebracht, und ſie hat dieſe ausgenutzt, um tatſächlich den Waffenſtill
ſtand auf der Stelle herbeizuführen. Die Konſtituantewahlen ſind be
reits anberaumt, und die t der Soldaten iſt ent
ſchloſſen, dieſe konſtituierende Verſommlung des ganzen deutſchen Volkes
zu einer neuen ſtaatlichen Gemeinſchaft nötigenfalls mit Waffengewalt
zu ſchüßen. Das Proletariat im Waffenrock wird dabei von einem
richtigen Klaſſeninſtinkt geleitet. Wir wollen bei dieſer Gelegenheit nicht
mit den Bolſchewiki rechten; aber wenn irgendetwas ihr diktatoriſches
Treiben entſchuldigen kann, ſo iſt es die Tatſache, daß in Rußland eben
die Jnduſtrieproletarier nur eine winzige Minderheit des Volkes dar
ſtellen, während bei uns das Proletarigt und was wirtſchaftlich zu ihm die
gehört oder geiſtig an ihm hängt, die übergroße Volksmehrheit dar-
ſtellt. 3 4

Was in Rußland die Bolſchewiki zur Macht gebracht hat, war letze de über e Elend desh. Nites t dert RevokutionsOrdnung e Wied

ſchaffen.

ſozialen Reformen und neue Offenſive am Stochod. Die Regierung
Ebert bedeutet Frieden. Nalionaiverſammlung. Achiſtundenieg und
ehrlichſte raſcheſte Sozialiſierung. Der Unterſchied iſt meilenweit. Nur
ärgſte Oberflächlichkeit ſagt, daß wir in der Kerenſkiperiode ſeien.
Deshalb darf und wird auch in Deutſchland der Bolſchewismus nicht

kommen. JUnd er dann auch in Deutſchland gar nicht kommen! Rußland iſt
unendlich groß, Deutſchland räumlich klein. Als die Bolſchewiki ſieg
ten, waren die kapitaliſtiſchen Stagten in wütenſtes Ringen miteinander
verknüpft. Jetzt haben ſie die Arme frei. Das erſte bolſchewiſtiſche
Experiment in Deutſchland hätte die Beſetzung des ganzen Landes durch
die Ententeheere zur Folge. Jn Rußland geht die Sowjetregierung
ihrem Ende entgegen. Jn Deutſchland dauerte die Sowjetherrſchaft
kaum vierzehn Tage. Dann wär's aus, und die aanzen Errungen
ſchaften der Revolulion gingen dabei zum Teufel. Wir haben zur Ver-
nunft des deutſchen Volkes das Vertrauen, daß bei uns der Bolſche
wismus, weder kommen wird, noch kommen kann.

Das Schlußprotokoll der Waffen
ſtillſtandskommiſſion.

Der Vertreter der Transocean Nachrichten Geſellſchaft meldet
aus Spag, 2. Dezember: Die Finanzkommiſſion der internatio-
nalen Waffenſtillſtandskommiſſion unterzeichnete am 1. Dezember
das Schlußprotokoll, in welchem u. a. folgende Vereinbarun-
gen mitgeteilt ſind:

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, keinerlei Maß-
nahmen zu ergreifen, welche geeignet ſind, ihren fiskaliſchen und
privatſpirtſchaftlichen Beſitz in irgendeiner Weiſe zu vermindern,
da dieſer Beſitz das gemeinſame Unterpfand der Alliierten zur
Deckung der Kriegsſchäden iſt, worauf ſie Anſpruch haben.
Weiter verpflichtet ſich die deutſche Regierung Eiſenbahnen,
Kanäle, Bergwerky und Forſten fowie Unternehmungen kolonial-
wirtſchaftlicher, induſtrieller und kommerzieller Art, welche ihr
gehören oder an denen ſie beteiligt iſt, weder zu verkaufen noch zu
kreditieren noch zu verpfänden. Ferner verpflichtet ſich die
deutſche Regierung, während der Dauer des Waffenſtillſtandes,
ohne den Beſtimmungen vorzugreifen, welche für die Zukunft ge
troffen werden, keine Goldausfuhr vorzunehmen oder zu
zulaſſen. Sollte ſie ſich unbedingt gezwungen ſehen, für die
normalen nen Veſer ihres Wirtſchaftslebens
von den Beſtimmungen dieſer Bedingungen abzuweichen, ſo
re ſie vorher hiervon die alliierten Regierungen in Kenntnis

etzen.

Die deutſche Regierung verpflichtet ſich weiter, außerhalbder normalen Bedürfniſſe ihres Wirtſchaftslebens aus dem Be

ſtande an Auslandswechſeln, welche dem Reichsſchatzamt oder der
Reichsbank gehören oder ſich in ihrer Eigenſchaft als Deviſen
zentrale in ihrem Beſitz befinden, keinerlei Uebertragung
in das Ausland weder direkt noch durch Mittelsperſonen vorzu
nehmen. Dieſelbe Verpflichtung wird eingegangen für die aus
ländiſchen Effekten, die der deutſchen Regierung oder der Reichs
bank gehören oder die ihnen als Unterlagen für Lombardvorſchüſſe

ienen. tWe Handlung, die dieſer Vereinbarung widerſpricht, wird
von den Regierungen der Alliierten als rechts ungültig an-
geſehen und die deutſche Regierung wird alle möglicherweiſe daraus
zu ziehenden Folgen zu tragen haben.

Jn bezug auf die Rückerſtattung der nach Deutſchlandübergeführken Beträge aus den Gebieten der Alliierten, welche im

Lokales und Provinzielles Reinh. Dreſ er,
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Waffenſtillſtandsvertrage vorgeſehen iſt, wurde vereinbart, daß die
Rückzahlung der aus Belgien und Nordfrankreich ſtammendenGeldſummen in derſelben Währung geſchehen ſoll, in der
ſie ſeinerzeit weggeführt wurden. In den Fällen, in denen dies
nicht möglich iſt, ſoll die Rückerſtattung in Mark erfolgen, und
zwar zum proviſoriſchen Kurſe von 1.25 Frank für die Mark. Je
doch behalten die alliierten Regierungen ſich das abſolute Recht
vor, re den Austauſch der Markbeträge gegen franzöſiſche oder
belgiſche Franken zum gleichen Kurſe oder gegen Lieferung von
Geldwährungswerten auf der. Baſis von 1.25 Frank für die Mark

zu fordern. 2
Die Schuld am Kriege.

Wie der Herald aus Neuyork meldet, gab Lanſing im Senats
ausſchuß bebannt, die z am Kriege werde vorausſichtlich nie
h Wichtiger als die Beſtrafung der Schuldigen ſei
der fbau der Kultur und der vernichteten Menſchlichkeit. Dieſe
Beſtrebungen fänden ihre Krönung in dem Wilſonſchen Völkerbund.
Wenn Deutſchland auch die brutale Kriegführung erſt eingeführt habe,
ſo ſei auch das Regime des Zaren nicht frei von Schuld und Verbrechen
el Amerika werde die Wunden des Krieges heilen, nicht nur in
San inbeten Ländern, ſondern auch in den bisher feindlichen

n.

Wenn man abſteht von der falſchen Betrachtung, daß Deutſchland
die brutale r erſt eingeführt habe der Krieg iſt über-
haupt brutal und ſeine Methoden, die um ſo brutaler werden, je länger
der Krieg dauert ſo muß man die Anſicht, daß die Schuld am
Kriege vorausſichtlich niemals geklärt werden würde, ſo muß man

ſe Aeußerung aus dem Munde des leitenden Staatsmanns der Ver
einigten als außerordentlich objektiv bezeichnen. Sie iſt um
o bemerkenswerter als ſie nicht nur rich tig iſt, ſondern auch vorteil

5 allerdings werden die Auffaſſuns über die Schuld am Kriege im kraſſen Widerfpruche ſteht
der unmenſchlichen Behandlung, die die Entente uns gegenüber
heute für gerecht hält.

Uebrigens hat in den letzten Tagen der bayriſche Miniſterpräſident
Kurt Eisner in einer Verſammlung geſagt, daß die Akten des Berliner
auswär Amtes, ſoweit ſie ſich auf den Kriegsausbruch beziehen, in
den nächſten Tagen veröffentlicht werden ſollen. Dann wird ſich min-
deſtens herausſtellen, daß es verfehlt iſt, einſeitig Deutſchland die Schuld
am Ausbruche des Krieges zuzumeſſen.

München, 5. Dezember. Wie die Münchner Neueſten Nachrichten
aus Bad Aibling melden, fand geſtern im dortigen Kurſaal eine aus
Arbeiter Bauer und Bürgerkreiſen ſtarkbeſuchte öffentliche Verſamm-
lung ſtatt, in der Miniſterpräſident Eisner in einer Rede mitteilte,
daß in den allernä Tagen die Veröffentlichung der Akten des Ber-
liner auswärtigen Amtes, die auf den Kriegsausbruch Bezug nehmen,
exfolgen werde. Aus dieſen Akten, die mit Randbemerkungen Wilhelm
I. verſehen ſeien, werde man ſehen, woher es komme, daß die Welt
in dieſen Abgrund geſtürzt worden ſei. Die Randbemerkungen zeigten,
daß Wilhelm II. den S gewollt habe, einen erfolgreichen Krieg, der
ihn zum größten Manne machen ſollte; einen Krieg, wie er jetzt aus
gegangen ſei, habe er freilich nicht gewollt.

Erzberger über die Gold-
rückzahlung.

Eine Reihe ernſthafter Blätter hatte, geſtützt auf eine Mel-
dung der Deutſchen Volks wirtſchaftlichen Korreſpondenz, die Nach-
richt gebracht, daß, entgegen Artikel 19 der Waffenſtillſtandsbedin-
gungen, wonach das von Rußland oder Rumänien an Deutſchland
gezahlte Geld zurückzuerſtatten ſei, und zwar zu Händen der En-
tente, die Reichsbank auf Verlangen der gegenwärtigen Regie-
rung 240 Millionen Mark zurückgezahlt habe, aber nicht an die
Entente, ſondern an die bolſchewiſtiſche Regierung in Moskau.
Demgegenüber wird feſtgeſtellt: Die Reichsbank hat auch nicht für
einen Pfennig Gold an die bolſchewiſtiſche Regierung gelangen
laſſen. Die Reichsbank hat vielmehr in getreuer Ausführung des
Artikels 19 des Waffenſtillſtandsvertrags 93 536 Kilogramm Fein-
gold im Betrage von rund 346 Millionen Mark nach Frankreich ge-
ſchickt. Die Sendung iſt unterwegs nach Paris.

Deutſche Waffenftillſtandskommiſſion.
Staatsſekretär Erzber'ger.

Das Facit von Bad Ems.
Die Ergebniſſe des Vertretertages der Soldatenräte des

Feldheeres in Bad Ems am 1. und 2. Dezember 1918 ſollen
dem am 16. Dezember in Berlin zuſammentretenden Dele-
giertentag ſämtlicher Arbeiter- und Soldatenräte in Form
eines kurzen Berichts vorgelegt werden. Die Hauptergebniſſe der
Tagung beſtehen in folgenden:

1. Einſtimmiges, entſchiedenes Eintreten der 396 erſchienenen
Vertreter für die Regierung Ebert-Haaſe, faſt einſt mnmiges Ein
treten für deren ſoziales Programm. Einſtimmiges jangen nach
Einberufung der nationalen Verſammlung und ungeſchméölerte
Mitwirkung des Feldheeres dabei.

2. Wahl von fünf ſofort zum Berliner Vollzugsrat zu ent-
ſendenden Vertretern des Feldheeres.

3. Wahl von 64 Vertretern des Feldheeres für den Delegierten-
tag ſämtlicher Arbeiter- und Soldatenräte am 16. Dezember 1918
in Berlin.

4. Beſtellung des bisherigen Soldatenrats bei der Oberſten
Heeresleitung als Zentralſoldatenrat des geſamten Feldheeres.

5. gung unverbindlicher Richtlinien über Organiſation
uns Tätigkeit der Feldſoldatenräte.

edzu der aus

smus kommen?
Was not tut!

Nach den Zeitungsberichten über die Tagung des provi-
ſoriſchen ſächſiſchen Landesrates der Arbeiter und Soldaten
räte iſt es dort ganz manierlich zugegangen und tiefere
Gegenſätze wären nicht zum Ausdruck gekommen. Nach einer
kritiſchen Betrachtung der Leipziger Volkszeitung aber ſehen
die Dinge ganz anders aus. Nach dem Leipziger Unab-
hängigenorgan iſt der Landesrat nichts weniger als eine
revolutionäre Körperſchaft. Die abhängigen Bremſer der
Revolution, ſagt die Leipziger Volkszeitung, glaubten durch
ſie Eirkfluß auf die Dinge in Sachſen gewinnen zu können.
Der erſte Sitzungstag ſtelle ſich nur als eine Parlaments
ſpielerei nach den Methoden der alten ſächſiſchen Landſtube
dar. Der ruhige Gang der Verhandlungen dürfe niemand
täuſchen, die Gegenſätze ſeien heute nicht weniger ſcharf als
in der erſten ſtürmiſchen Sitzung. Wenn es nicht zu Explo-
ſionen gekommen ſei, ſo ſei das die Folge davon, daß auf der
Seite der Rechtsſozialiſten allmählich die Erkenntnis däm
mere, daß alle Parlamentsſpielerei und alle Stimmzettel
demonſtrationen tatſächliche Macht nicht vortäuſchen könnten,
während die Linke es für zwecklos halte, ſich in fruchtloſe
Diskuſſionen einzulaſſen mit Leuten, die heute noch kläglicher
ihre Unentſchloſſenheit zeigten denn je. So geht es nun noch
eine Weile weiter. Am Schluſſe der unſinnigen Räſonniererei,

Fz r r v e Je n paßt ſie auf deranferenz in der Minderheit geblieben ſind, heißt es in der
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Dresden lehren können, was not tut,
wenn ſie bekehrungsfähig wären. Der Sozialismus iſt das
unbedingt Notwendige. Dazu die Sicherung der Revolu
tion denn die Gegenrevolution regt ſich.“

Mit Ausnahme der Leipziger Volkszeitung herrſcht über
den Bericht Lipinskis in. der geſamten Preſſe nur eine
Meinung, nämlich, daß er im Munde dieſes Führers des
linken Leipziger Flügels außerordentlich maßvoll gehalten
iſt und daß er namentlich in der Hauptpartie, nämlich in keiner
Stellung zur Vergeſellſchaftung der Gütererzeugung, ſo voll
kommen den Standpunkt der Mehrheitsſozialdemokratie, daß
dieſes Ziel nur das Ergebnis einer allmählichen planmäßigen
Entwicklung ſein kann, vertritt, daß wir ihn nicht als die
perſönliche Meinung Lipinskis, ſondern als ein Kompromider Geſamtregierung glaubten bezeichnen zu dürfen. d

das aber nicht der Fall, brächte alſo der Bericht Lipinskis
nur deſſen eigene Meinung zum Ausdruck, ſo wäre der Gegen-
ſatz zwiſchen der Auslegung der Leipziger Volkszeitung und
dem Berichte über die Ausführungen Lipinskis nur umſo
auffälliger. Es iſt einfach Renommiſterei und Maulheldentum,
das ſich in dem Räſonnement der Leipziger Volkszeitung
äußert. Aerger über die auf der Konferenz bei der Verab
ſchiedung über die Befugniſſe der Soldatenräte erlittene un
verkennbare Niederlage. Das wird noch deutlicher durch die
Schilderung der Dresdner Volkszeitung über das Verhalten
der Unabhängigen auf der Konferenz. Die erſte Sitzung des
Landesrates war bekanntlich durch die Unabhängigen ge
ſprengt worden und deshalb ergebnislos verlaufen. Weil
ſie keine Mehrheit für ihre Pläne fanden, verließen ſie mit
der drohenden Prophezeiung den Sitzungsſaal, nunmehr
werde die Revolution über die Köpfe der Mehrheitsſozialiſten
hinweggehen. Auch die Leipziger Volkszeitung ſchrieb von
der großen Welle, die die Mehrheitsſozialiſten wegſchwemmen
werde. Seitdem ſind mehr als zwei Wochen ins Land ge
gangen, ohne das etwas geſchehen wäre, was auch nur als
eine ſcheinbare Erfüllung jener Drohungen angeſehen werden
könnte. Dagegen haben ſich die Verhältniſſe der Mehrheits-
ſozialiſten mehr und mehr befeſtigt, ſo daß die Partei heute

Jals unbeſtrittene Herrin der Lage in Sachſen betrachtet wer
den kann. Dieſes Eindruckes haben ſich auch die Leipziger
Unabhängigen auf der Konferenz nicht erwehren können und
ſelbſt die unabhängigen Mitglieder der Regierung konnten
ſich dieſer Sachlage um ſo weniger entziehen, als auch die
Lage im Reiche fich immer mehr gegen die Unabhängigen zu
ſpitzt. Beſonders bezeichnend iſt ja die Abſägung der Bock
und Geithner im Arbeiter- und Soldatenrate in Gotha, weil
dieſe radikalen Unabhängigen gegen die Nationalverſamm-.
lung ſind, der Arbeiter und Soldatenrat aber die Wirtſchaft
der Diktatur ſatt und überdrüſſig bekommen hat.

Demgegenüber iſt es einfach ergötzlich, in der Leipziger
Volkszeitung zu leſen, die Mehrheitsſozialiſten fürchteten, die
Entwicklung könnte ihnen unheilvoll werden, ſie klammerten
ſich jetzt noch an die Hoffnung, durch die Farce einer Wahl wie
in Dresden einen Landesrat zu ſchaffen, der uns wenigſtens
einen Schein von Macht geben ſollte.

Mit ſolchen, Rotomondaten kann die Leipziger Volks
zeitung zwar auf ihre Leſer wirken und durch ihre ſyſte-
matiſche Erziehung zum Stumpfſinn Wahlen erzielen; die
allerdings mit der Freiheit der Wahl gar nichts zu tun haben
und ſie deshalb in Wahrheit zur Farce machen. Wie ſich die
Verhältniſſe aber im Reiche immer mehr gegen die Unab-
hängigen entſcheiden, ſo werden die Dinge auch in Leipzig am
Ende gegen die Unabhängigen ſprechen; auf jeden Fall
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würde das Leipziger Wortkrafttum und die dadurch errungene
Gewaltherrſchaft gegenüber der überall im Reiche zur Gel-
tung kommenden Einſicht in das, was recht iſt und uns
not tut, zur Bedeutungsloſigkeit verurteilt ſein, bis ihr
ſchließlich durch die Nationalverſammlung endgültig ein Ende
gemacht werden wird. Darüber ſind ſich auch die Leipziger
Volkstribunen im klaren. Deshalb ihr Verlangen, daß die
Wahlen zur Nationalverſammlung, die ſie am liebſten ganz
umgehen möchten, wenigſtens ſo weit wie möglich hinaus-
geſchoben werden.

Für uns aber ergeben ſich aus allen dieſen Vorkomm-
niſſen gewiſſe Lehren. Lipinskis Rede muß, wie geſagt, als
maßvoll bezeichnet werden. Es finden ſich indeſſen auchWendungen in der Rede, die nicht die Auffaſſung der ge
ſamten Regierung wiedergeben, ſo die über ſeine Stellung
ur Nationalverſammlung. Wenn Lipinski über die Tätig-
eit der Regierung berichtet, ſo ſollte er auch die Meinung der

Regierung und nicht ſeine eigene, oder die der unabhängigen
Mitglieder der Regierung wiedergeben. Wenn aber Lipinski
feine oder die Meinung ſeiner Parteifreunde wiedergibt,
dann werden die Mitglieder unſerer Partei, die die große
Mehrheit im Lande hinter ſich hat, von den Unabhängigen
terroriſiert. Daß unter den Regierungsmitgliedern keine
Einigung herrſcht, beweiſt die Tatſache, daß ſie auf der Lan
desratsſitzung lebhaft gegeneinander reden. Nichts kann
jedoch der Sache einer geordneten Entwicklung mehr Schaden
gefügen, als eine ſolche erzwungene und geduldete Unter-
ordnung der Mehrheitsmitglieder in der Regierung unter
den Willen der Unabhängigen. Hier iſt unbedingte und rück-
ſichtsloſe Entſcheidung unſerer Leute erforderlich. Jrgend-
welche Rückſichtnahme wäre um ſo unverzeihlicher, als die
Mehrheit des Landesrates der Arbeiter- und Soldatenräte
hinter unſerer Partei und unſerer Politik ſteht und allge-
meine Verhältniswahlen im Lande die heißſpornigen Unab-
hängigen völlig dezimieren würden. R. J.

Die Kölniſchen Zentrumspolitiker für
eine Vheiniſch-Weſtſäliſche Republik.

Aus Köln vom 4. Dezember wird gemeldet:
Zwei Rieſenverſammlungen forderten heute abend nach An-

ſprachen der Reichstagsabgeordneten Trimborn und Marrx ſo-
wie des Hauptredakteurs Köber die baldige Proklamierung einer
dem Deutſchen Reiche angehörigen ſelbſtändigen Rheiniſch-
Weſtfäliſchen Republik unter folgendem Wortlaut:

5000 rheiniſche Bürger und Bürgerinnen, am 4. Dezember in
der Bürgergeſellſchaft zu Köln verſammelt, faſſen folgende Ent-
ſchließung: Jn Anbetracht der tiefgreifenden politiſchen Umwäl-zungen im Deutſchen Reiche, in der Erkenntnis der völligen Un

möglichkeit, in Berlin eine geordnete Regierung zu ſchaffen, und
in der Ueberzeugung, daß die Länder am Rhein nebſt Weſtfalen

olitiſch, kulturell und wirtſchaftlich ausreichende ſtaatsbildende
Kräfte beſitzen, gibt die Verſammlung dem feſten Willen Ausdruck,
die Einheitlichkeit des Reiches zu wahren und den Wiederaufbau
des neuen deutſchen Staatsweſens von den Ländern am Rhein
und Weſtfalen aufzunehmen. Die Verſammlung fordert deshalb
die anerkannten Vertreter des Volkswillens aller Parteien im
Rheinland, Weſtfalen und den anderen Ländern am Rhein auf,
baldigſt die Proklamierung einer dem Deutſchen Reiche angehören-
den ſelbſtändigen Rheiniſch-Weſtfäliſchen Republik in die Wege zu
leiten.

17

Der Kleinſtaaterei muß ſelbſtverſtändlich auch dort energiſch
entgegengetreten werden, wo ihre Befürworter ſich offenſichtlich
von rückläufigen parteipolitiſchen Motiven leiten kaſſen.

Die Franzoſen in Straßburg.
Ueber Wien wird gemeldet: Der franzöſiſche Kommandant

von Straßburg hat etwa 100 deutſche Bürger aus gewieſen
und ließ ſie in Kehl über die deutſchen Linien abſchieben. Unter
den ausgewieſenen befindet ſich eine große Anzahl angeſehener
Perſönlichkeiten, Kaufleute, Anwälte, ein Oberſchulrat und neun
Dozenten der Straßburger Univerſität. Die Ausgewieſenen mußten
Straßburg unter Zurücklaſſung ihrer Habe innerhalb 24 Stunden
verlaſſen und kamen ohne Barmittel im badiſchen Gebiet an. Die
Reichsregierung hat durch die Waffenſtillſtandskommiſſion tele-
graphiſch zunächſt 10 000 Mark für eine Hilfsaktion der badiſchen
Regierung zur Verfügung geſtellt und wird nach Bedürfnis weitere
Mittel bereit halten.

Eine Schlappe der Anabhängigen.
Zu den Orten des Deutſchen Reiches, die als unbeſtrittene

Domänen der Unabhängigen gelten, gehört Gotha, allwo das
i e Organ, der Generalanzeiger, unter der Leitung Bocksund Ge iPneks mehr ſpartaziſtiſche als unabhängige Politik

machte. Jedenfalls konnte die unabhängige „Grundſätzlichkeit“ der
Gothaer nirgendwo übertroffen werden. eshalb erregt eine Mel-
dung der Leipziger Volkszeitung beſonderes Jntereſſe, wonach der
Arbeiter und Soldatenrat in Gotha Stellung zu der Haltüng ſei-
nes Vorſitzenden Geithher als Vertreter Gothas auf der Reichs
konferenz der deutſchen Freiſtaaten in Berlin genommen hat, weil
Geithner die Nationalverſammlung „faſt unbedingt“ abgelehnt hat.
Geithner wurde deshalb ſeines Poſtens als Vorſitzender enthoben.
Die Mehrheit des Arbeiter- und Soldatenrates war der Ueber-
zeugung, daß die Diktatur lange genug wie ein Alp auf dem
deutſchen Volke gelegen und die neue Diktatur verwerflich ſei.
„Auch der unabhängige Reichstagsabgeordnete Bock iſt aus dem
Arbeiter- und Soldatenrate ausgeſchieden.“ Muß das nicht heißen
„ausgeſchieden worden“? Die L. V. bringt dieſe Nachricht ohne
jeden Kommentar. Unter ſich werden die guten Leute natürlich
ſſagen, die unabhängige Agitation ſei noch nicht tief genug einge-
drungen. Weshalb ſie ja auch mindeſtens für die weite Hinaus-
legung des Wahltermins ſind, um den Schaden nicht allzu groß
werden zu laſſen.

Kohlennot in Wien.
Eine bereits in Kraft getretene Verordnung verfügt ange

ſichts der er Kohlennot die vollſtändige e aller Theater,
Kinos, Varietees, Vortragsſäle uſw., ſowie die Schließung der
Reſtaurants und Kaffees um 9 Uhr abends, ferner die Einſchräng
kung des Gasverbrauchs in den Haushaltungen auf einen Kubikmeter

ro Tag, die Sperrung der Haustore um 8 Uhr abends und der
triebsſchluß der gewerblichen Betriebe und der Läden mit Aus-

nahme der Lebensmittelgeſchäfte um 4 Uhr nachmittags.

WMelae II. oder Cäſar?
Herr H. P veröffentlichte in Nr. 280 der Freien Preſſe eine

längere Betrachtung unter der Spitzmarke Melac II., die aber leider
recht einſeitig ausgefallen iſt. Nach objektiver Auffaſſung muß zu-

geſtanden werden, daß ſo manche Kriegshandlung auf beiden
Seiten unter einem Völkerrecht, ſo wies es jetzt verſtanden
wird, nicht vorgenommen werden durfte, doch herrſchte auf beiden
Seiten während der vier Kriegsjahre nur das Kriegsrecht
und die Bevölkerung der beſetzten Weſtgebiete hatte ja auch für
alles ihr fataliſtiſches „C'eſt la guerre“. Unter dieſem Geſichts-

„punkte fällt auch die Räumung des Siegfriedſtreifens.
Nach der Sommeſchlacht 1916 war vorauszuſehen, daß unſere
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Truppen in einer Uebermaterialſchlacht nicht ſtandhalten konnten,
zumal damals die ruſſiſche Walze immer noch aktionsfähig war.
Eine Rückverlegung unſerer Front war notwendig nach Auffaſſung
ſämtlicher Frontſoldaten. Sollte nun die deutſche Heeresleitung
den freizugebenden Geländeſtreifed mit allen für einen großen An
griff günſtigen Vorbedingungen, wie Wälder, Unterkunftsräume,

Zivilbevölkerung ihrem ickſal inmitten einer ungeheuren
Schlacht, die ſich dort abſpielen ſollte, überlaſſen bleiben. Sollte
der Abtransport oder beſſer das kopfloſe Flüchten der Bevölkerung
erſt während des gegenſeitigen Menſchenmordens erfolgen? Wer
den Abtransport der Bevölkerung 1916/17 mit angeſehen hat, der
kam zur Ueberzeugung, daß unſere Heeresleitung dabei alles ge
tan hat, was überhaupt möglich war und die Leute waren heil-
froh, der Hölle entronnen zu ſein. Hab und Gut waren ihnen
„egal“, nur fort in ruhige Gegenden. Jch kann aber aus eigener
Beobachtung ſagen, daß die rückwärtig wohnende Bevölkerung ſehr
oft ſich abſolut ablehnend gegen die Evakuierten verhalten und erſt
durch die Kommandanturen an ihre Menſchenpflichten erinnert
werden mußten. Man frage die von der Evakuation Betroffenen.
Wie verhielt ſich der gewöhnliche deutſche Soldat? Er hatte ſelbſt
nur knappes Eſſen und doch wurde oft das letzte Stück Brot ge
teilt mit hungerndem Kindermund und unſere Goulaſchkanonen
waren ſtets das Ziel ſo mancher Mütter mit Kind; auch kein Mann
bat vergebens um die ſo beliebte „Cigarett“ oder um etwas Tabak.

Und nun zur beklagten Zerſtörungswut und Landverwüſtung.
Letztere war im Siegfriedſtreifen eine abſolute Notwendigkeit, ein
eiſernes Muß, um unſeren damals vierfach ſtärkeren Gegnern mit
ihren koloſſalen Transportmitteln ein ſchnelles und leichtes Nach
folgen zu verwehren. Gewiß, die Infanterie folgte raſch nach, doch
war es ſelbſt bei den vorzüglichen Transportmitteln unſerer Geg
ner nicht möglich, alles das raſch nachzuſchaffen, was zu einem
Großangriff notwendig war und wir hatten Zeit gewonnen, und
auch Menſchen, um dem franzöſiſchen Aisne- Angriff Frühjahr 1917
zu begegnen. Wie ſteht es nun aber mit der Landverwüſtung
ſeitens der Gegner. Hat Herr H. P. noch nie eine vor Fliegern
heimgeſuchte franzöſiſche oder belgiſche Stadt geſehen, die dicht
bevölkert von Zivil, aber von faſt keiner militäriſchen Bedeutung
war, höchſtens als Unterkunftsort für ruhende Truppen oder als
Lazarette? Bis einige Tage vor dem Waffenſtillſtand gehörte es
zu den beliebten Methoden der feindlichen Flieger, völlig unbe
wehrte Städtchen plötzlich zu überfallen und darin ganze Straßen
züge zu zerſtören oder un bewohnbar zu machen. Was kümmerte
ſie das kaum anzuhörende Kindergeſchrä, was die verzweifelten
Hilferufe der erwachſenen Bevölkerung. Welch ungeheure Flut
von Verwünſchungen und Flüchen auf die Pariſer Herren wurde
dabei geäußert. Sie ließ das gleichgültig, die Hauptſache war, daß
einige „boches“ dabei zugrunde gingen.

Der Franzoſe ſoll nach H. P. recht harmloſer und „kultivierter“
Natur ſein. Wer ihn aber auch nur im Umgang mit ſeinen ihm
nützlichen Haustieren geſehen hat, kommt zu einer anderen Ueber
zeugung. Dieſe faſt gefühlloſe Natur nun aufgehetzt von der
Pariſer kriegshetzeriſchen Straßenpreſſe, kann nur jenes ſataniſche
Lächeln hervorbringen, das ich geſehen, als die Nachricht von dem
Fliegerangriff auf Karlsruhe, bei dem hauptſächlich unſchuldige
Kinder die Opfer waren, bekannt wurde. Wie ſtolz waren alle
Franzoſen auf die Fliegertätigkeit gegen deutſche unbewehrte
offene Städte. Das muß man beobachtet haben, um ſich von dem
wahren Charakter der Franzoſen während der Kriegsjahre ein Bild
zu machen.

Der teufliſche Plan, der jemals in der Weltgeſchichte ge
ſchmiedet und bis zur letzten Konſequenz durchgeführt wurde, iſt
zweifellos der Aushungerungsplan gegen das ge-
ſamte deurſche Volk assgeführt, untex frangzöſſſcher Bei-
hilfe. Was kümmerte es unſere Gegner (einſchließlich der Fran
zoſen, wenn Tauſende von unſchuldigen Kindern und Frauen
langſam dahinſiechten, Tauſende von greiſen Leuten einen frühen
Tod fanden und Tauſende auf Jahre hinaus entkräftet umher-
gehen infolge Mangels an Nahrungsmitteln während dreier
Jahre. Es waren und ſind ja nur „boches“. Die Leiden der Be
völkerung Nordfrankreichs und Belgiens, die ſie durch unſere
Schuld auf ſich nehmen mußten, ſind wahrlich zu ertragen geweſen
gegenüber denen des geſamten werktätigen Volkes Deutſchlands,
und wenn der Haß der Franzoſen hoch aufflammen kann beim
Anblick der vom Kriegsunglück betroffenen Städte und Ortſchaften,
ſo muß dies bei uns der Fall ſein beim Anblick der vielen Tauſen
den von Gräbern und kranker entkräfteter Menſchen und in Er-
innerung an die ganze Leidenszeit. Dabei iſt noch immer ſehr
genau zu unterſuchen, was ſich mit dem Völkerrecht eher verträgt:
Räumung des ſogenannten Siegfriedſtreifens oder die Aushunge-
rung des ganzen werktätigen Volkes Deutſchlands. Von der Be-
handlung der Deutſchen im feindlichen Ausland, die meiſt nichts
als das nackte Leben und vielmals nicht einmal dieſes gerettet
haben, will ich vorläufig ſchweigen. Jch zpeifle nicht daran, daß
erſtere gerechtfertigt werden kann nach Kkiegsrecht, während für
letztere in der Weltgeſchichte kaum ein Beiſpiel von gleicher Bru
talität angeführt werden kann.

Herr Wilſon ſoll ſich nach Zeitungsnachrichten hauptſächlich für
die Behandlung der Frage der Freiheit der Meere auf dem Frie
denskongreß intereſſieren. Ob er nicht auch das Empfinden hat,
daß ein gleich teufliſcher Aushungerungsplan von keiner Macht der
Erde in aller Zukunft wieder ausgeführt werden darf. Das werk-
tätige deutſche Volk wird gut daran tun, bei Abſchätzung der Leiden
anderer Völker zunächſt ſich des eigenen zu erinnern, jetzt und
immerdar, hervorgerufen durch Wucher, Betrug und Diebſtahl der
geſamten bisher herrſchenden Klaſſe und auch durch Mißbrauch
und Vergewaltigung der Freiheit der Meere ſeitens der Entente,
die darin unterſtützt wurde von dem geſamten Volk der be
treffenden Länder. Wer der Hauptſchuldige an den Leiden beider
Völkerlager iſt, das wäre feſtzuſtellen: Melac II. oder Cäſar, der

gute Straßen (von uns erſt gut gemacht) verlaſſen Sollte die

franzöſiſche, genannt Clemenceau? J. H.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Amneſtie-Erlaß.
Jm Anſchluß an den Erlaß einer politiſchen Amneſtie der e

regierung hat der Rat der Volksbeauftragten am 3. Dezember e
Verordnung erlaſſen. Dieſelbe ſchließt alle Verfehlungen ein, gegen
welche Freiheitsſtrafen bis zu einem Jahre oder Geldſtrafen verhängt
wurden. Darüber hinaus werden ſolche Perſonen berückſichtigt, die aus
Not, Krankheit oder infolge von Verführungen gehandelt haben.

Der Waffenſtillſtand nicht gekündigt.
Die Oberſte Heeresleitung hat auf Anfragen nach Karlsruhe

und nach Stuttgart Mitteilung gelangen laſſen, es beſtehe keinerlei
Befürchtung, daß der Waffenſtillſtand vom Vielverband gekündigt
werde.

Fachliche Erweiterung des Reichs
Wirtſchaftsamts.

Das Reichswirtſchaftsamt wird eine Erweiterung ſeiner Auf-

digkeiten vornehmen. Amt werd einige neuere Referate etnerichten, die zur Zeit beſonders e praktiſcher Art
durch Sammlung des wiſſenſchaftlichen Materials nentration der die der iederartige Stelle betrifft d Kohle.ſollen die T eſucht werden, au rationellſtew. der hie erreichen läßt. Heer

g der Ergiebigkeit der erreich e Ertung anderer rate für ähn tiete ſteht un
telbar bevor. a

Errichtung eines Reichsluftamtes.
Auf Grund der r Rats der en beu die vorlä R er Luftfahrt vom ber 1918ein Reichsl et. Die Amts wirdAuguſt Euler aus urt am übertragen, der denTuel Unterſtaatsſekretär führt. s Reichsluftamt bearbeitet die An

ra iten der Lu t ä it daß das Lufte unter ſeine en r Fegrme
wird. Die Geſchäftsſtelle des Reichsluftamtes befindet ſich in Berlin
W 8, Whelmſtraße 74.

Fehrenbach, der verfloſſene Reichstagspräſident.
Nachdem er den erſten Revolutionsſchrecken überwunden

hat, macht ſich der frühere Reichstagspräſident Fehrenbach
recht mauſig. Auf den ihm von EbertHaaſe gewordenen Be
ſcheid, daß es bei der Ausſchaltung des Reichstages verbleibt,
telegraphiert er von neuem an die Reichsleitung:

Auf Grund der Revolution können Sie ſich für ermächtig
halten, den Reichstag aufzulöſen. Jch würde dagegen pro-
teſtieren, aber mich fügen. Solange Sie abernicht auf-
üöſen, ſind Sie trotz der Revelntien an die für ihn gelten-
den geſetzlichen Beſtimmungen gebunden. Nach Jhrer Rechtsauf-
faſſung könnten Sie ſich ebenſo gut über beliebige Beſtimmungen
des B. G.-B. oder des Prozeßrechtes hinwegſetzen. Jhr Vorgehen
bedeutet geſetzloſe Willkürherrſchaft. Dagegen pro-
teſtiere ich. Fehrenbacch, Reichdtagspräſident.

Herr Fehrenbach wird wohl demnächſt entdecken, daß auch
der Bundesrat als geſetzgebende Körperſchaft noch beſteht und
daß niemand das Recht hat, Geſetze zu vollziehen, als der
Kaiſer. Er leugnet einfach die Revolution. Das iſt recht keck
und herausfordernd, abex die Revolution iſt trotzdem eine
Tatſache und wird auch durch Herrn Fehrenbachs Leugnen
nicht aus der Welt geſchafft. Darum darf man ſeinen Proteſt
lächelnd zu den übrigen legen.

Vaterlandslos.
SK. Die Herren Stinnes und Thyſſen verwahren ſich

leidenſchaftlich gen den Vorwurf, daß. ſie aus Haß gegen die ſozia-
liſtiſche Republik daran dächten, mit dem Gedanken eines neuen Rhein
bundes unter franzöſiſcher Schutzherrſchaft zu ſpielen. Wir wollen
ihnen glauben. Aber Tatſache iſt, daß die Kölniſche Zeitung im Leit
artikel ihrer letzten Sonntagsnummer aus dem Saarrevier berichtet, daß
die Bergarbeiter den Achtſtundentag Kowen hätten: „Die Direktion
hat ſich daher an den franzöſiſchen Kommandanten gewandt, der die
Verfügung erlaſſen hat, daß auf den Saargruben bezüglich der Arbeits
zeit und der Löhne nichts geändert werden dürfe, ohne zuvor die Gr
nehmigung des franzöſiſchen Kriegsminiſters einzuholen. Der Wunſch,
die Beſetzung ſchon jetzt auf die unruhigen Grubenbezirke auszudehnen,
mußte der franzöſiſche Kommandant zunächſt ablehnen, da er keine Er-
mächtigung dazu habe. Doch hat er ſich ſofort an den franzöſiſchen
Kriegsminiſter gewandt, um die Erlaubnis einzuholen.

Es ſteht alſo feſt. daß die Grubenherren von der Saar gegen eine
durchaus berechtigte Forderung der Bergorbeiter die Hilfe des franzö
ſchen Militärs angerufen haben. Schöne Patrioten!

Die demokratiſche Einigung.
Bei der bereits angekündigten Verſtändigung hat die Deutſche

Demokratiſche Partei den Standpunkt vertreten, daß eine Einigung
nur auf der Grundlage ihres Aufrufs vom 16. November möglich
ſei, und daß diejenigen Perſönlichkeiten, die bei der Agitation für
annexioniſtiſche Kriegsziele und bei der Amerika gegen
über befolgten Politik eine führende Rolle geſpielt, ſowie die-
jenigen, die gegen das gleiche Wahlrecht geſtimmt haben,
innerhalb der Partei nicht hervortreten werden.

Dieſer Vorbehalt verrät nur die eigene Einſicht, welch un
ſichere Kantoniſten der Demokratiſchen Partei mit der neueſten Er-
rungenſchaft einverleibt werden.

Jm Ka zwiſchen Demokratie und
ewaltherrſchaft.

Aus dem Düſſeldorfer A. und S.-Rat ſind die Sozialdemo-
kraten ausgetreten, weil ſie ſich die fortwährenden Beleidigungen
und Beſchimpfungen nicht länger bieten laſſen konnten. Sie forder-
ten Neuwahl des Arbeiterrats auf demokratiſcher Grundlage nach
dem Prinzip der Verhältniswahl durch die geſamte Arbeiterſchaft
Düſſeldorfs. Demgegenüber ſtellten ſich die Vertreter der Unab-
hängigen im A.- und S.-Rat auf den Standpunkt, daß nur einge-
ſchriebene Mitglieder der drei ſozialdemokratiſchen Parteien Wahl
recht haben ſollten. Danach würden etwa 5 Proz. des Düſſeldorfer
Proletariats wahlberechtigt, das ganze übrige Volk entrechtet ſein.
Selbſtverſtändlich können ſich auf eine ſolche Art von Wahlrecht
unſere Genoſſen nicht einlaſſen.

Jn Hagen in Weſtfalen fanden Einigungsverhandlungen zwi-
ſchen den beiden ſozialdemokratiſchen Richtungen ſtatt, die nach
einer Viertelſtunde damit endeten, daß die Sozialdemokraten fort-
gingen, denn der Führer der Unabhängigen, Parkeiſekretär und
Stadtverordneter Ludwig, hatte erklärt:

„Die indifferente Maſſe iſt für unſere Sache zu dumm und
zu unfähig. Wir geben zu, daß die Schekdemann-EbertRichtung
die Mehrheit des Volkes hinter ſich hat, aber wir wollen uns des-
halb nicht an die Wand drücken laſſen. Unſere Reiſe geht nach
links, und Parität kann es nicht geben.“

Mit Männern ſolcher Anſchauungen kann man freilich nicht
erſt verhandeln. Aber es wäre höchſte Zeit, daß die unabhängkge
Sozialdemokratie Klarheit über ihre Stellung, zu der dummen
„indifferenten Maſſe“ ſchafft und daß über die Art der Bildung
der A. und S.-Räte feſte Regeln aufgeſtellt werden.

Oeutſchland und die Sowjetrepublik.
Aus Bern erfahren die P. P. N, daß der Beſchluß des Voll

zugsrats, die Anmeldung bolſchewiſtiſcher Delegierter zur Voll
verſammlung der Arbeiter- und Soldatenräte am 16. Dezember
entgegenzunehmen und eine entſprechende Einladung ergehen zu
laſſen, bei der Entente und beſonders bei der Vertretung der
Vereinigten Staaten den ſchlechteſten Eindruck gemacht hat. Die
Entente zweifelt an der Loyalität der deutſchen Regierung, die
ſich nicht darüber klar zu ſein en daß die Alliierten nicht
zugleich den Endkampf gegen die Räteregierung aufnehmen und
mit einem der Räteregierung in brüderlicher Solidarität ver-
bundenen Deutſchland Frieden ſchließen können.

Aus polizeilichen Oeheimakten.
Der Arbeiter und Soldatenrat in Hagen i. Weſtfalen hat

im dortigen Rathaus eine Menge politiſcher Geheimakten be-
ſchlagnahmt. Darunter befindet ſich eine Liſte von 55 Namen
Hagener Bürger, die als mehr oder minder gefährlich J
werden. Jn der Hauptſache handelt ſich um bekannte Sazial-

gaben in der Richtung der durch die Wirt'chaftsentwicklung ge-
gebenen wiſſenſchaftlichen und wiſſenſchaftlich-techniſchen Notwen-

demokraten. Merkwürdig aber e dabei auch Perſonen
ſind, die kein Meuſch in der Organiſation kennt. Ein Beweis,
wie leichtfertig die Liſte zuſammengeſtellt worden iſt. Wahrſcheinlich S

nannt
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enügte die bloße Angabe eines Spitzels, um ganz harmloſeeute quf die Liſte rn e
inein erſtreckte ſich jedoch die Spitzelet auf den Vriefv einet ſelnen Sie W dieſe was von ihrer Ueberwachung

wußten.

Große Arbeitsloſigkeit in Berlin.
Jrn der Stadtverordnetenſitzung teilte Oberbürgermeiſter

Wermuth mit, daß die Arbeitsloſigkeit in GroßBerlin
außerordentlich ſchnell ſteige und daß am r bei den
ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſen der Gemeinve Berlin allein be-
reits 19 000 beſchäftigungsloſe Perſonen eingeſchrieben waren.

u v

Landtagswahl in Bayern.
Die Regierung des Volksſtaates Bayern hat geſtern abend

folgende Proklamation an das bayriſche Volk veröffent“
lichen laſſen:

Die Regierung des Volksſtaates Bayern beſtimmt hiermit,
daß die Wahlen zum neuen bayriſchen Landtag am Sonntag,
dem 12. Januar 1919 ſtattfinden. Wahlberechtigt ſind alle männ
lichen und weiblichen bayriſchen Staatsangehörigen, die am Tage
der Wahl erſtens das 20. Lebensjahr zurückgelegt haben und
zweitens die bayriſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Aus
genommen ſind nur Entmündigte und ſolche, die die bürgerlichen
Ehrenrechte nicht beſitzen. Wählbar ſind alle männlichen und
weiblichen wahlberechtigten bayriſchen Staatsangehörigen, die
das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben. Die näheren Beſtimmungen
über die Wahl werden in der Wahlordnung getroffen.

VeLiſte ſelbſt ſtammte aus dem e n a Hi
efve

Deutſ ch Oeſterreich.

Der Staatsrat hat beſchloſſen, der Nationalverſammlung einen
Geſetzentwurf über die Einberufung der konſtituierenden Natio-
nalverſammlung vorzulegen, nach welchem die konſtituierende National-
verſammlung für zwei Jahre gewählt und 14 Tage nach dem Wahl-
tage nach Wien einberufen wird. Zur konſtituierenden Nationalver-
ſammlung werden in geſchloſſenen Staatsgebiten 250, in den Einſchluß-
gebieten 5 Abgeordnete auf Grund des gleichen Wahlrechts ohne Un
terſchied des Geſchlechts nach dem Syſtem der Verhältniswahl gewählt.

Schweiz.
Das Streikrecht in der Schweizer Republik.

Jm Staatsrat wurde ſeitens der Sozialdemokraten das
Streikrecht des Staatsperſonals gefordert. Der Chef des Eiſen-
bahndepartements erklärte unter Zuſtimmung der bürger-
lichen Mitglieder des Rates, daß die Arbeitsniederlegung des
Staatsperſonals in einer Demokratie nicht ein Streik, ſon-
dern eine Auflehnung gegen den Staat ſei. Der Bun
desrat treffe Maßnähmen, um eine Wiederholung von Streiks bei
den Eiſenbahnen auszuſchließen oder wenigſtens in ſeiner gefähr-
lichen Wirkung einzuſchränken.

Skandinavien.
Sozialiſierung in Vorwegen.

SK. Die Verſtaatlichung der großen Kraftanlagen in Norwegen,
welche die Hauptſtadt und eine Reihe anderer Städte mit Licht und
Kraft verſorgen, ſteht binnen allerkürzeſter Zeit bevor.

Die Arbeitszeit gewerolicher
Arbeiter

Die Verordnung des Arbelis- und Wirfſchafts-Miniſterinms, die
Regelung der Arbeitszeit beireffend, vom 22. November 1918, wird
hiermit außer Kraft geſetzt. Für die Arbeikszeit gewerblicher Arbeiter
gilt von jetzt an auch in der Republik Sachſen nur noch die
vom Reichs amt für die wirtſchaflliche Demobilwachung unler dem
23. November 1918 erlaſſene

Anordnung über die Regelung der Arbeitfszeit
gewerblicher Arbeiter. (R.-G.-Bl. S. 1334.)

Es bleibt jedoch die Beſtimmung in Ziffer 5 der angeführien Ver
ordnung vom 22. November 1918, wonach bei Kündigungen eine vier

a bei den de a der Baſlinnnng e Ztfer berrhenden
n Kraft, e mmung inund am 16. Dezember 1918 noch laufenden Kündiguagefriſten mil die

ſem Tage enden. Für Käündigungen, die nach dem 16. Dezember 1918
ausgeſprochen werden, gill nur noch die zwiſchen den Verkragsparkeien
vereinbarke oder durch Tarifverirag, Arbeilsordnung oder Geſetz feſt
geſetzie Kündigunggfriſt.

Dresden, den 4. Dezember 1918.
Arbeits- und Wirtiſchafis miniſterium.

Schwarz.

kundgebungen des R. u. 9.-Kats Leippig.

Konferenz der A. u. S.-Räte der Kreis
hauptmannſchaft Leizzig.

Sonnfag, den 8. Dezember, mi 1 im Volkshauſe, Geſellha Ronferen de r cienne der Kreishaupl
mannſchaft Leipzig.

Tagesordnung:
1. Die Aufgabe der A. und S.-Räte.

F. Die Reichskonferenz.
enweoh en.

Die Jahl der Delegierten bleibt den einzelnen Orken überlaſſen.
Die Delegalionskoſten ſind von den enkſendenden w re

Bekanntmachung
dem Beſchluß des Großen A. und 5.-Rals Leipzig hat jedewar e Räſtungsgegenſtänden und Muniſion, ſowie

auch Fecune und Teilarbeit von Gegenſtänden für Kriegszwecke

vom 30. November an zu unkerbleiben. Die Beiriebe werden von einer
Kommiſſion kontrollleri. Der Arbeilslohn für Jeit des
Konlroüdienſtes der Kommiſſionsmitglieder iſt vom Unkernehmer zu be

Unlernehmern, die dem Verbot zuwider weiler
nde und Munition ferligſtellen laſſen, werden die Kohlen

nahmi, ſowie Gas und eleklriſcher Strom geſperrt.
Der Arbelter- und soldalenral zu Leipzig.

S Seger. Schöning.
Beſchluß des n Ausſchuſſesz r S te zu Leipzig.

Gegen die beiden Verordnungen des Volksbeauftragten
Fleißner,
militäriſchen Bahnverkehr und wirtſchaftliche r

d ngere Ausſchuß ſchärfſten Einſprauch, inſeweitre von und Leipzig im Intereſſe der Allgemein
heit getroffenen Maßregeln inſchränken oder aufheben.

Die Veſchlüſſe ded A. und S.-Rates bleihen nach wie
vor in Kräft. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſchlüſſe wer

Seraft. zber akraf Der A. und S.-Rat zu Reipzig.
Seger. Schönjng.

Der unabhängige Volksbeaufiragte Fleißner erläßi Auordnungen, die t anz Sachſen Jungen haben ſollen
ſeinem ebenſo Unabhangigen Leipziger Freunde Seger
paſſen die Fleißnerſchen Anordnungen aber nicht und er bedroht
alle diejenigen Leipziger mit „Strafe“, die ſich nach den von
ür ganz Sachſen getroffenen Anordnungen richten. Das
er Revolution wird auf dieſe Weiſe wahrlich nicht gehoben.

Sachſen und NRachbarſtaaten.
Zur Trennung von Kirche und Staat.

Bei einer Beſprechung des, Vorſtandes des Miniſteriums des
Kultus und Unterrichts, Volksbeaüftragten B.uck, mit dem Präſidenten
des Landeskonſiſtoriums Dr. Böhme wegen der Frage der Trennung
von Kirche und Staat wurde vom Miniſter wiederholt betont, daß die

leißner
nſehen

im Aufrufe an das ſächſiſche Volk angekündigte Trennung von Staat
und Kirche von der Regierung bald werde durchgeführt werden, wo
bei er ſich perſönlich bemühen werde, Härten zu verhüten. Beſtimmt
müſſe aber die oberſte Kirchenbehörde mit dem baldigen Wegfall aller
Staafsaufwendungen für die Landeskirche, ebenſo mit der Enlfernung
des Religionsunferrichtes aus der Volksſchule, mit der Uebernahme der
Friedhofsverwaltung durch die politiſchen Gemeindevertretungen und
einer Aenderung in der Art der Aufbringung der Mittel für den kirch-
lichen Bedarf rechnen. Dem Landeskonſiſtorium werde durch eine ent
ſprechende Verfügung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts
die alsbaldige Einleitung entſprechender Ueberleitungsmaßnahmen an-
heimgegeben werden.

Dresden. Die Stadtverordneten beſchloſſen die Begründun

von Abſchlußklaſſen für ſchwachbegabte Kinder an den ſtädtiſchen
Bezirksſchulen und bewilligten für dieſen Zweck 65000 Mark.

Soldatenrat gegen Soldatenrat.
In einer ſtark beſuchten Soldatenverſammlung hat ſich in Sonne-

berg ein neuer Soldatenrat gebildet. Wie ausgeführt wurde, ſei
man mit dem jetzigen Soldatenrat nicht zufrieden, zumal er teilweiſe aus
Leuten beſtehe, die gar nicht Soldat und nicht im Felde waren. Die-
ſer Neugründung gegenüber veröffentlicht der Vollzugsausſchuß des
bisherigen Arbeiter- und Soldatenrats eine Warnung vor unüber-
legtem Handeln, vor Exzeſſen und unliebſamen Auftritten. Wenn Sol-
daten glauben, Grund zu Beſchwerden zu haben, oder ihre Angelegen-
heiten getrennt von der gegenwärtigen Organiſation verwalten wollten,
ſo müßten ſie den Arbeiter- und Soldatenrat in Meiningen als maß-
gebende Inſtanz anrufen, und deſſen Entſcheidung abwarten. Es ſei
bedauerlich, daß durch unüberlegtes Handeln und rückſichtsloſes Beneh-
men r Perſonen des Soldatenſtandes zum Schutz der öffentlichen
Sicherheit die Unterſtützung der Arbeiter- und Soldatenräte aus der
nächſten Garniſon in Anſpruch genommen werden mußte.
tey a wird höchſte Zeit, daß wir zur geſetzmäßigen Ordnung zurück
ehren
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Magdebueg Die Stadt ſtellt für Notſtandsarbeiten, neben
früheren Bewilligungen namentlich in der Gartenyverwaltung, die acht
verſchiedene Möglichkeiten mit rund 300 000 M. Koſten darſtellen, neue
1245 000 M. bereit.

Deſſau. Am 1. Dezember iſt der bisherige Staatsminiſter Dr.
Gutknecht aus der Leitung der Staatsgeſchäfte ausgeſchieden, die nun-
mehr für den Staatsrat durch deſſen Vorſitzenden, den Gen. Wolfgang
Heine, endgüllig übernommen wurden. Staatsminiſter Dr. Gutknecht
wiederholt in einem öffentlichen Aufruf die Bitte, daß ſämtliche Be
amten der neuen Staatsgewalt gegenüber ihre Pflicht im Intereſſe des
Vaterlandes erfüllen möchten.

Halle a. S. Die Stadtverordneten nahmen einen Magiſtratsan-
trag an, wonach dem Arbeiter und Soldakenrat auf ſein Verlangen
50 000 M. Unkoſten, die er durch ſeine Verwaltungstätigkeit hat, aus
der Stadthauptkaſſe zu Laſten des Kriegsfonds vergütet werden.
Ferner wählte die Verſammlung den vom Arbeiterrat präſentierten ſtell
vertretenden Vorſitzenden Volksblattredakteur Kilian, der eben erſt
durch ſeine Mißhandlung der Preßſreiheit weiter bekannt geworden iſt,
ſowie den Stadtverordneten Arbeiterſekretär Gr öfb el zu unbeſoldeten
Stadträten. Die Wahl eines beſoldeten Stadtrates kam nicht zu
ſtande, weil namentlich von ſoziald:mokratiſcher Seite gegen den einzigen
präſentierten Kandidaten Einwendungen gemacht wurden, daß für ſeine
Befähigung nicht die geringſte Gewähr vorhanden ſei. Vorſicht ſei aber
um ſo eher geboten, als die Gemeinde eben erſt einen Stadtrat, der ſich
nicht bewährt hatte, gegen eine Abfindungsſumme von 75 000 M. los-
Prn iſt. Der Kandidat ſoll nun erſt in einer Sitzung der ſtädtiſchen

örperſchaften ſein Programm entvwickeln.

Soziales.
Aeber die neue Arbeitsloſenfür'orge

beſtehen noch vielfach Unklarheiten. Das mag hauptſächlich daran lie
gen, daß die neue Fürſorge- Verordnung erſt ſeit 15. November in Kraft
iſt und über die wichtigſten Fragen ſelbſt nicht immer volle Klarheit
bringt. Zunächſt ſteht ſoviel feſt, daß al le Gemeinden zur Einfüh-
rung der Erwerbsloſenſürſorge verpflichtet ſind und bereits mit
deren Durchführung begonnen haben müſſen. Es iſt für ausreichende
Unterſtützung zu ſorgen, die mind:ſtens den nach der Reichsverſiche-
rungsordnung feſtgeſſtzten und nach der Zahl der Familienmitglieder
für den Ernährer einer Familie angemeſſen zu erhöhenden Ortslohn
erreichen muß. Der Ortslohm beträgt für Verſicherte im Alter von

S lhlGoer 21 Jahrelt6--21 Jahre 14- unterüber 21 Jahre 16 21 Jahre t6 Jahre 14 Jahre
männ weib männ weib männ weib beider
liche liche liche liche liche liche Geſchlecht.

Leipzig-Stadt 5.- 3.- 350 240 220 1809 1.10
Leipzig- Land 4.50 200 350 2.- 150 I.

Danach ſteht wohl der Mindeſt-Unterſtützungsſatz für einen allein
ſtehenden Arbeitsloſen feſt, jedoch iſt noch nicht klar, was unter dem an
gemeſſen zu erhöhenden Orislohn för eine Familie zu verſtehen iſt. Die
in Leipzig übliche Berechnung, wonach bei Verheirateten die Unter-
ſtützung nach den früher maßgebenden, neuerdings erhöhten Bedarfs
ſätzen zuſammengeſtellt wird, dürfte dem Sinne der neuen Verordnung
ſchon deshalb nicht entſprechen, weil hiernach ein Verheirateter für ſich
und ſeine Frau weniger Unterſtützung bekommt, als ein Unverheirateter
für ſich allein. Das ſind Mäfigel. die umgehend abgeſtellt werden
müſſen und die neben andern Fragen vorausſſchtlich auch von dem in den
nächſten Tagen zuſammentretenden Fürſorgeausſchuß geregelt werden.

Arbeitsloſenunterſtützung ſteht auch ſolchen Perſonen zu, die zwar
nicht völlig arbeitslos ſind, aber infolge Betriebseinſchränkungen er
heblichen Verdienſtausfall haben. Wenn 70 Prozent des
regelmäßigen Arbeitsverdienſtes nicht den doppelten Betrag der Unter
ſtützung für gänzlich Erwerbsloſe erreichen, dann iſt der an 70 Prozent
fehlende Betrag als Erwerbslofenunterſtützung hinzuzuzahlen.

Für die Beurteilung der Bedürftigkeit dürfen Spargroſchen, Woh
nungseinrichtungen uſw. nicht in Betracht gezogen werden. Ander
weite Unterſtützungen, z. B. von Gewerkſchaften oder Arbeitgebern, fer
ner Rentenbezüge dürfen auf die Arbeitsloſenunterſtützung nur dann
angerechnet werden, wenn dieſe Unterſtützung zuſammen mit andern
Unterſtützungen oder Rentenbezügen den vierfachen Ortslohn überſteigt.

Die öffentliche Arbeitsloſenunterſtüßung iſt von der Gemeinde des
Whnorts des Arbeitsloſen zu zahlen. Bei Kriegsteilnehmern iſt das
der Ort, in dem ſie vor ihrer Einziehung zum Heere gewohnt haben.
Letztere Perſonen können aber, bevor ſie ihren alten Wohnort erreichen,
vorſchußweiſe in ihrem Aufenthaltsorte unterſtützt werden Auch ſolche
Ardeitsioſe, die während des Krieges zwecs Annahme von Arbeit in
einen andern Ort übergeſiedelt ſind, find in der Regel ünterſtützungs-
berechtigt an ihrem früheren Wohnort, in den ſie möglichſt. ſoweit ſie
nicht durch zwingende Gründe hieran gehindert ſind zurückkehren ſollen.

Beſchäftigungsort iſt von der Gemeinde des ſetzten Wohnoctes aus Woarteln e ürſorge Fahrgeld zu Arbeitsloſe
ben, bevor ſie Unterſtütu erhalten, eine Wartezeit vont Woche zu erfüllen. r Kriegsteilnehmer e deine

ezeit. mGewerkſchaſtsmitglieder füllen Antragsformulare für die öffentliche

Ardeitsloſenunterſtützung bei ihrer Gewerkſchaft aus. Jnwieweit

redene e rhlen und die Kontrolle ihrer Mlgüeder zu übernehmen, wird ſich in

ürze qntſcheiden

Gewerkſchaftliches.
Bergarbeiter Tarifverträge.

SK. Der Bergarbeiterverband hat nunmehr mit den Gruben-
herren auch in Oberſchleſien, Niederſchleſien und im geſamten Kali
bergbau Lohnverträge mit Mindeſtlohnklauſeln abgeſchloſſen. Er
fordert für die Abmachungen über Schichtzeit, Entlohnung, Zu
lageweſen und Arbeitsnachweis, aber auch für die Arbeiterausſchüſſe
die Reform der Berginſpektion und die Knappſchaftsreform ſchnellſte
geſetzliche Regelung und tritt darum für die ſofortige Einberufung
der konſtituierenden Nationalverſammlung ein.

Die Gewerkſchaften gegen Aebergriffe der
Arbeiterräte auf wirtſchaftliches Gebiet.

n einer Konferenz der Vertreter der Gewerkſchaftsleitungen, die
8 am Dienstag in Berlin ſtattfand, wurde nach eingehender Ausſprache

einmütig folgender gefaßt:
Die Konferenz der Vertreter der Verbandsvorſtände erblickt in der

von einzelnen Arbeiterräten verſuchten Ausſchaltung der Gewerkſchaften
bei der Regelung der Lohn und Arbeitsverhältniſſe eine ernſte Gefahr
ſowohl für die deutſche Arbeiterklaſſe, als für unſere e Volks
wirtſchaft. Die Arbeiterräte als poliliſche Organe der Revolution ſoll
ten für die Löſung der wirtſchaftlichen Aufgaben die Gewerkſchaften
heranziehen, die in jahrzehntelanger Arbeit Erfahrungen geſammelt
haben, die inbeſondere bei der bevorſtehenden Sozialiſierung der dazu
reifen Jnduſtriezweige unentbehrlich ſind. Auch die Einrichtungen der
Gewerkſchaften, insbeſondere der gewerkſchaftliche Organiſationsappärat,
ſind unerläßliche Vorbedingungen für eine tatkräftige Wahrnehmung
der wirtſchaftlichen Jntereſſen der Arbeiterklaſſe. Werden dieſe durch
lokale Arbeiterräte oder durch Betriebsausſchüſſe ohne jegliche Verant
wortung vor der Geſomtarbeiterſchaft erſetzt, muß das zu einer Lahm
legung unſeres Wirtſchaftslebens, und ſomit zur ſchwerſten Schädigung
ſowohl der Arbeiter in der Heimat, wie der aus dem Felde heimkeh
renden Soldaten führen, die dann an Stelle von Arbeitsverdienſt und
Brot Arbeitsloſigkeit und Not vorfänden. Auch die Errungenſchaften
der Revolution würden dadurch in Gefahr gebracht.

Die Konferenz appelliert daher an die organiſierte Arbeiterklaſſe,
der Ausſchaltung ihrer gewerkſchaftlichen Organiſationen entgegenzu
treten. Die Gewerkſchaften bieten nach wie vor die ſtärkſte Gewähr
für eine dauerhafte Vertretung der wirtſchaftlichen Arbeiterintereſſen,
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Deutſcher Beamtenbund.
Nach gründlicher Vorbereitung iſt der einheitliche Zuſammen

ſchluß der geſamten deutſchen Beamtenſchaft auf gewerkſchaft
licher Grundlage unter Zuſtimmung aller beteiligten Verbände
im Deutſchen Beamtenbund erfolgt. Der Bund z
ſämtliche Großorganiſationen der Beamten und Lehrer mit zirka
11 Millionen Mitgliedern und ſtellt damit die einzige Geſamt-
vertretung der deutſchen Beamtenſchaft dar. Zum 1. Vorſitzenden
wurden Generalſekretär Remmers- Berlin gewählt, für den
zweiten Vorſitz iſt ein Vertreter der ſüddeutſchen Landesverbände
vorgeſehen. Jn den geſchäftsführenden Vorſtand wurde eine Reihe
von Vertretern der verſchiedenen Verbände und Verwaltungen
berufen. Zur z der Geſchäfte wurde ein Direktorium von
vorläufig zwei Mitgliedern, beſtehend aus den Herren Falken-
berg und Dr. Höfle (letzterer zunächſt nebenamtlich) etngeſetzt.
Die Hauptforderungen des Bundes ſind: neuzeitliche Regelung
des Beamtenrechts, ſowie alsbaldige gründliche Reuordnung der
Beſoldungsverhältniſſe. Zur Durchführung dieſer Reformen wird
die W eines Reichszentralamts für Beamtenfragen g.
fordert, das im Zuſammenwirken mit dem Beamtenbunde L ne
Aufgaben zu löſen hat. Die Geſchäftsſtelle befindet ſg Berlin S 42,
Oranienſtraße 140. 42. Organ des Bundes iſt „Die Gemeinſchaft.“

Aus aller Welt.
Schwerer Zuſammenſtoß mit Plünderern.

Köln, 4. Dezember. In der vergangenen Nacht wurden an ver
ſchiedenen Stellen der Stadt Warenhäuſer ausgeraubt. Eine
große Menge Plünderer verſammelte ſich vor dem Proviantamt, wo ſie
indeſſen von einem verſtärkten Polizeiaufgebot und Bürgerwehr mit
Maſchinengewehren empfangen wurden. Sie verließen darcufhin das
Proviantamt und durchzogen die Hauptgeſchäſtsſtraßen der EinKonfektionsgeſchäft wurde gewaltſam aufgebrochen und völlig ausge
räumt. v dem Zuſammenſtoß mit der Polizei ſoll es Tote und Ver
wundete gegeben haben, über deren Anzahl bisher nichts Genaues feſt

ſteht.Köln, 6. Dezember. Nachdem in vorvergangener Nacht bei
der Plünderung eines Konfektionsgeſchäftes und eines Goldwaren-
ladens durch eine etwa 300-köpfige Räuberbande mehrere Soldaten
durch die Sicherheitsorgane erſchoſſen reſp. verwundet
wurden, wurden im Laufe des geſtrigen Tages etwa 50 an den
Plünderungen beteiligte Perſonen verhaftet.

Für
ca r

ferſi gen wir aus einern
getragenen Manner An-
zuge oder Uberzieher

einen Knahenan zug
an. Verlangen Sie aushhnr-
liches Angebot fur Wenden
undDmarbeitunoserbeilten
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Aufruf
Der Müller Herr Emil Wilde aus

Halle a. S. wird gebeten, ein Lebens-
zeichen zu geben an [1775

N. Thürn, Mühlenbesitzer
Großwusterwitz, Bez. Magdeburg

Nur kurze Zeit!

Zirkus Althoff
Halle a. S.

ien Saal des Wintergartens
Heute ſowie täglich abends 8 Uhr

Große Gala- Vorſtellung
mit ſtets wechſelndem Programm.

Sonnabend und Sonntag
finden täglich

2 große Vorſtellungen 2
Vorverkauf und Preiſe der Plätze ſiehe Plakate

und Anſchlagſäulen.

L. Kramer's Tanzlokal
Cröllwitz.

Meine frei gewordenen [1787
Säle und groken Gesellschaftszimmer

find wieder zu jeglicher Veranſtaltung frei.
Paul Dietlein.

Rach einer Verfü uns des Reichs
Pegeeamte vom 13. 11. 18 kann nun
mehr

V
ohne Beſchränkung an Handwerker,
Bedachungsgeſchäfte und private
Verbraucher, ſowie zu Straßen u.
Schiffsteerungen u. ſonſtigen An
ſtreichzwerken abgegeben werden.

Halle, den 19. 11. 1918.

Die Verwaltung
der ſtädt. Gas u. Waſſerwerke

i i a
Ohne Bezugsſchein:

Holzschuhe
dauerhafte Qalität in
allen Größen. [1789

1724

bandgastwirtschaft

mit Stall u. Trockenſchuppen
in ſchöner Gegend, Bahnſt.,
eignet ſich auch für Nicht-
fachleute u. Jnval., ſoll verk.
werden. Anz. nach Ueber-
einkunft, Uebernahme jeder

Ein- u. Verkaufshaus,
22 Schülershof 22

rm r—vvv*wrrrräwc

Kriegsanleihe zum Kurse von 98
in Zahlung zu nehmen

und zwar bis zur Höhe des Kaufpreises. Eine Herausgabe
etwaiger Veberschüsse in bar soll nicht stattfinden, vielmehr
muß ein erforderlicher Ausgleich durch Barzahlung seitens
des Käufers erfolgen.

Brummer Benjamin- A. Huth Co.
J. Lewin. Geschw. Loewendahl.
Alex Michel. Leopold Nußßbaum.
M. Schneider. Weddy-Poenicke.
G. Afmann. Endepols& Dunkoer.

S. Weiß.

Die unten verzeichneten Firmen erklären sich mit Rück-
sicht auf die bestehende Zahlungsmittelknappheit bereit, im
Monat Dezember für alle Einkäufe

zeit. Off. unter B. C. an die
Geſchäftsſtelle dieſes Blattes.

direkt am Marktplatz

Vortrag von Profeſſor

Die Frauen und das Wahlrecht
Oeffentlicher Vortrag

Montag, den 9. Dezember, abends 8' Uhr, in den Thaliaſälen.
Der Eintritt iſt frei. Nach dem Vortrag freie Ausſprache.

Verband hHalliſcher Frauen Vereine.
Dr. A. Goſche. Jrma Wolff. Martha Pfanne.

Nationaler Frauendienſt. Vaterländiſcher Frauenverein. Verband evangeliſcher Mädchen-vereine. Flottenverein deutſcher Frauen. Hausfrauenbund. Kaufm. Verein für waiblig
Kingeſtellte. Gewerkverein der heimarbeiterinnen. Lehrerinnenverein. Frauenbildun
verein. Landwirtſchaftl. Hausfrauenverein. Deutſcher Frauenverein vom Roten Kreuz
die KRolonien. Jugendgruppe für ſoziale Hilfsarbeit. Deutſch-evangeliſcher Frauenbund.
Katholiſcher Mütterverein. Eliſabethverein.
Beamtinnen. Katholiſcher Mädchenſchutzverein. Verein der Beamtinnen der Poſt und
Telegraphie. Verein für deutſche Frauenkleidung und Frauenkultur. Käuferbund.
Rechtsſchutzverein. Vereinigung ſelbſtändiger Damenſchneiderinnen. Studentinnenverein.
Deutſchchriſtl. Vereinigung ſtudierender Frauen.
Berufsorganiſationen der Kindergärtnerinnen. Evangel.- nationaler Krbetterinnenverein.
Frauenverein für Armen- und Krankenpflege. Bund abſtinenter FKrauen. Verband der
Sozialbeamtinnen. Verein der Eiſenbahnbamtinnen. Frauenhilfe. Miſſionsverein
St. Marien. Miſſionsverein St. Moritz. Miſſionsverein Domgemeinde. Neumarkt-
Krankenverein. GeorgenMiſſionsverein. Giebichenſteiner Armen- und Krankenverein.
GeorgenKrmenverein. PaulusMiſſions und Nähverein. Freibettenverein. Frauenverein
der nnisgemeinde. GuſtavKdolf-Frauenverein. Gewerkſchaftsverein für erwerbende

Frauen und Mädchen. Deutſcher Mädchenbund. Katholiſcher Frauenverein.

Jſraelitiſcher Frauenverein. [17865 Gäſte willkommen

Sr—-

Berufsarbeiterinnen der inneren Miſſion.

Verein katholiſcher kaufm. Gehiſfinnen und

rn

Erdarbeiter
für Ahraumbetrieb

finden dauernde Beschäftigung.

Elektrowerk M..
Grube Golpa. Post Zschornewitz, Bezirk Halle.

Bahnstation Burgkemnitz.

a unſere In erenten h

h h S e m

Kdthent
Sonnabend, 7. Dezember

Anfang 7.30 Uhr. Ende 10,30 Uhr

Fidelio.
Oper von Beethven.

Sonntag nachm.: Schnee-
abends: Cosi fan

net7. n 8 in n
änann-n re ſern ſte 1 M.

böthuf n lutin
S den 8. DerenTanzmuſit
Es ladet ein

Carl

Schuhe
und Stiefel
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Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Donnerstag den 5. Dezember 1918.Nr. 282. 2. Jahrgang

Halle und Saalkreis.
Halle, 5. Dezember 1918.

Genoſſen und Freunde
Kommenden Sonntag, den 8. d. M., vorm.

10 Uhr, finden im Walhalla- Theater und in
den Thalia-Sälen zwei Volksverſammlungen
ſtatt. Werbt in Euren Bekannten und Freundes-
kreiſen für ſtarken Beſuch.

Aufruf an die heimkehrenden
Soldaten!

Kameraden! Beachtet bei der Ankunft auf dem Bahnhof die
Plakate. Sie ſagen Euch, wo ihr ſchnellſtens die nötigen Lebens-
mittelmarken oder Euer Eſſen ſelbſt bekommt, wo ihr Unterkunft
findet, wo der nächſtgelegene Arbeitsnachweis iſt. Alle Vor
kehrungen gegen Arbeitsloſigkeit ſind getroffen. Für den äußerſten
Fall ſeid ihr durch Erwerbsloſenunterſtützung ſichergeſtellt. Der
Arbeitsnachweis ſagt Euch näheres.

Vergeßt Eure Geſundheit nicht! Krankheit gefährdet mit Euch
auch alle die, zu denen ihr heimkommt. Jhr habt freie ärztliche
Verſorgung. Seht Plakate am Bahnhof.

Sucht Entlauſungsanſtalt und Bäder auf, ehe Jhr ins eigene
oder fremde Quartier einzieht. Seht die Plakate am Bahnhof.

Vermeidet die großen Städte! Jhr findet anderwärts beſſere
Ernährung und Unterkunft. Kehrt aufs Land zurück! Jhr findet
dauernde Beſchäftigung in der Landwirtſchaft, die nur mit ge
nügenden Arbeitskräften die Ernährungslage verbeſſern kann. Ge
ſindeordnung und das einſchränkende Koalitionsrecht für Land
arbeiter ſind gefallen. Nichts braucht Euch mehr vom Lande fern
zu halten. Große Anſiedelungen ſind in Vorbereitung.

Jn den erſten Wochen werden dringend Arbeitskräfte für die
Verkehrsmittel (Eiſenbahn, Lokomotivenreparatur und Lokomotiven
bau) und für die Kohlenbergwerke gebraucht. Näheres erfahrt
Jhr beim Arbeitsnachweis.

Soldaten! Bedenkt, daß Eure Entlaſſung nicht auf einmal
erfolgen kann. Die Reihenfolge wird durch die wirtſchaftlichen
Notwendigkeiten beſtimmt. Zuerſt die Arbeiter der Transport-
anſtalten und des Bergbaus, die Angeſtellten der Arbeitsnachweiſe
und Gewerkſchaften, das Perſonal der Gas, Waſſer- und Kraft
werke; jüngere Jahrgänge ſpäter die die älteren; Verheiratete vor
den Unverheirateten. Die Ordnung muß eingehalten werden.

Kameraden! Kehrt Eurer Taten würdig heim! Sorgt alle
ſeblſt dafür, daß keine Schande auf Eure in unzähligen Schlachten
unverletzte Ehre fällt! Bringt deutſche Pflichttreue und Ordnung,
freudige Kameradſchaftlichkeit, die Ruhe des Feldſoldaten heim.

Mit Euch, Jhr endlich Heimgekehrten, erbaut ſich das ganze
Volk in freudiger Friedensarbeit die neue Welt.

Seid willkommen!

Demobilmachung und Wohnungsnot.
Die Demobilmachung bringt eine Verſchärfung der ſchon beſtehen-

den Wohnungsnot mit ſich.
Nach den bisherigen Feſtſtellungen brauchen wir nach dem Kriege

rund 2000 neue Wohnungen in Halle, um die Anſprüche der Woh
nungsſuchenden befriedigen zu können, außerdem ebenſoviel möblierte
Zimmer und Schiafſtellen für die Alleinſtehenden, ſo daß mit insgeſammt
4000 neue Wohngelegenheilen gerechnet werden muß.

J

Wie aber ſoll dieſer große und plötzlich eintretende Wohnungs-
bedarf päg werden? Die Hemmniſſe, welche dem Wohnungsbau
während des Krieges entgegenſtanden, wirken auch jetzt noch fort, denn
die Bauſtoffe ſind aufgebraucht, neue müſſen erſt hergeſtellt werden, und
die Transportſchwierigkeiten machen ihre Heranſchaffung unmöglich.
Der Kohlenmangel hindert die Jnbetriebnahme der Ziegeleien, Ziegel
ſind aber im buchſtäblichen Sinne Anfang und Ende jeden Hausbaues.
Unter denſelben Schwierigkeiten leiden die Behelfsbauten, wenn auch
alles Erdenkliche in dieſer Beziehung geſchieht. Zeichnungen, Koſten-
veranſchläge, Rentabilitätsberechnungen werden durch Vermittlung des
ſtädtiſchen Wohnungsamtes koſtenlos für die Hausbeſitzer angefertigt,
der geſamte ſogenannte verlorene Bauaufwand wird von der Stadt
ſelbſt ohne j de Zins und Rückzahlungsverpflichtung als Zuſchuß zu
den Ausbaukoſten hingegeben.

Aber all dies genügt nicht, uns über die erſte große Not hinüber-
zuhelfen. Hier kommt es auf den Gemeinſinn und die opferbereite Mit
arbeit der Bürgerſchaft an. Zunächſt müſſen alle aus irgendwelchen
Gründen leerſtehenden Gebäude und Räume, Wohnhäuſer u. Fabriken,
Läden, Werkſtätten, die ſich zu Wohnungen einrichten laſſen, dem
ſtädtiſchen Wohnungsamt, Gr. Berlin 11, angezeigt werden, das ſie
beſichtigt, auf ihre Eignung für Wohnzwecke prüft und gegebenenfalls
auf Grund der Verordnung des Magiſtrats über Maßnahmen gegen
Wohnungsmangel vom 14. November 1918 ihre Jnbenutzungsnahme
verfügt. Jedermann wird aufgefordert, ihm bekannte leerſtehende
Räume zu melden.

Ferner aber wird es in manchen Häufſern, beſonders Ein und
Zweifamilienhäuſern, ſoviel Raum geben, daß gut und gern ein freies
Zimmer, ja ein ganzes Stockwerk als beſondere Wohnung abge
trennt werden könnte. Allerdings eignet ſich nicht jedes Haus
hierfür, vielfach werden auch Unzuträglichkeiten und Streitigkeiten un
vermeidlich ſein, aber es gibt noch genug Häuſer, wo eine ſolche Löſung
möglich wäre. Und könnten nicht kleine Familien und Alloinſtehende,
die größere Wohnungen bewohnen, ein oder mehrere möblierte Zimmer
abgeben und an die Einzellebenden vermieten, die nicht in den Kreis
von Angehörigen zurückkehren, die aber Wohnung finden müſſen.

Jm Intereſſe der ganzen Bürgerſchaft liegt es, daß ſie frei
willig ſoviel Wohnraum, möblierte Zimmer oder Schlafſtellen zur
Verfügung ſtellt, als jeder nur irgend entbehren kann. Andernfalls
ſind einſchneidende Zwangsmaßnahmen unvermeidlich. Alle Mel-
dungen über Wohngelegenheiten ſind an das ſtädtiſche Wohnungsamt,
Abt. Wohnungsnachweis, Gr. Berlin 11, zu richten, das die Wohnungs-
ſuchenden den betr. Voermietern zuſchickt. Unter dieſen Wohnungs-
ſuchenden kann der Vermieter bis auf weiteres die ihm geeignet er
ſcheinende Wahl treffen; es ſteht ihm auch frei, an andere als vom
Wohnungsamt zugewieſene Mieter zu vermieten, doch muß er in
jedem Fall von der Vermietbarkeit und der erfolgten Vermietung dem
Wohnungsamt Kenntnis geben.

Milderung e Schuhnot?
Die SaaleZeitung bringt folgende beachtenswerte Notiz:
Die Bevölkerung erwartet nach Eintritt der Demobilmachung reich

liche Anfälle an Lederſchuhwerk, durch die die bisherige Schuh und
Ledernot raſch und vollſtändig behoben werde. Leider ſind dieſe An
nahmen nicht zutreffend. Durch den Wegfall des Heeresbedarfs wird
eine erhebliche Steigerung der Schuherzeugung erwartet werden können.
Alles hängt dovon ab, wann es möglich iſt, den Fabriken die erforder
lichen Rohſtoffe einſchließlich Kohlen zuzuführen. Auch werden die
Ledermengen, die durch den Wegfall des Heeresbedarfs für die Zivil
bevölkerung frei werden nicht unerheblich überſchätzt. Ein Fröberer
Teilbetrag des militäriſchen Bedarfs wurde aus den Anfällen in Roh
ware aus den beſetzten Gebieten im Weſten und Oſten godeckt. Dieſe
Anfälle fallen weg, während infolge des Rückganges der Schlachtungen
und der Eingriffe in die Jungviehbeſtände die inländiſchen Häuteanfälle
an Zahl und Güte ſtändig ſinken.

Vorausgeſetzt, daß zu dem etwas reichlicher vorhandenen Boden-
leder auch die nötigen Mengen Oberleder beſchafft werden können,
werden dieſe Lederanfälle im Laufe von ungefähr ſechs Monaten etwa
eine Verdoppelung der derzeitigen Schuherzeugung von 20 auf 40
Millionen Paar ermöglichen. Selbſt in dieſem Falle können aber höch-
ſtens 75 Prozent der Bevölkerung im Jahre 1 Paar Lederſchuhwerk
erhalten; ein Viertel der Bevölkerung bleibt nach wie vor unverſorgt.

Die Bevölkerung muß ſich daher vor überſchwänglichen Hoff-
nungen hüten; die Schuhknappheit wird auch noch weit in das Jahr
1919 hinein beſtehen bleiben, wenn auch eine gewiſſe Milderung er
hofft werden kann. Die Reichsſtelle wird für ſich und die auf ihrem
Arbeitsgebiet mittätigen Organiſationen nach Möglichkeit einen raſchen
Abbau der beſtehenden Zwangswirtſchaft anſtreben. Zwiſchen der
Heeresverwaltung und der Reichsſtelle für Schuhverſorgung iſt grund-
ſätzliches Einverſtändnis darüber erzielt, daß ſämtliche entbehrlichen

Ende gut, alles gut.
8] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Hier konnte die Mutter ihre Ungeduld nicht bemeiſtern,
„Kotts Blitz, red net ſo! Fangs nor a, s wurd de ſcho
fräa'!“ Und in freundlicherem Ton ſetzte ſie hinzu: „Ha'et
kommt dei Bäsle von ins Wirtshaus, a ſaubers Weibs-
bild ka alle Arbet und hot ebbes! Des wär a Dänzere für
di! Mach de luſteng mir r (ihr), nemms mit in d Stub
nei und loß 'r ebbes auftraga. Kotts Kreuz nei, a Menſch,
der ins oenazwanzengſt Johr got.“ „Aber i ka ja net
danzo,“ entgegnete Michel. „DLeut lachet me aus.“
„Wie wurſch (wirſt dus) denn aber learna, wanns net pro-
bierſt?“ verſetzte die Alte. „Learngeld hommer (haben wir)
alle geba müſſa des verſtot ſe. Aber die Bäbe, die wurd
de ſcho regieral! die brengt de rom. doh kaſſt de drauf ver
loſſa. Komm, verſprich mers!“ „Ach Gott,“ erwiderte
der gute Burſche mit einer Miene, als ob er Arznei nehmen
ſollte „i dues recht o'geara.“ „Jetz verzürn me net,“ ent
gegnete die Mutter, „oemal mueß ſei.“ „J, hab koe Gloech
(Gleich, Gelenk) derzue,“ verſetzte der noch immer Bedenk-
liche. „Dommheita! du hoſt dei grade Glieder. Und du
kaſt ja doch bei der Arbet ſprenga (ſpringen. laufen), wanns
ſei muß!“ „Ja bei der Arbet!“ erwiderte Michel, als ob er
hinzuſetzen wollte: „das iſt auch was ganz anderes!“
„Beim Danza gots no (noch) beſſer!“ verſicherte die Mutter;
und indem ſie ihn ſchmeichelnd auf die Schulter klopfte, ſetzte
ſie hinzu: „Komm, ſei brav, verſuchs und due (tu) oh amol
ebbes, was e (ich) geara hab!“ Der gute Michel verſpürte
bei dieſen bittenden Worten einige Rührung, und um der
Sache ein Ende zu machen und loszukommen, ſagte er: „No,
i will ſeha!“ „Alſo du willſt?“ rief die Mutter. „Ja, ja,“
erwiderte Michel, „i will ſehal“

Als er am andern Morgen in die Stube trat, fragte die
Schwabin: „No, wie hots ganga?“ „Sanz guet,“ verſetzte
Michel. „Biſt z'recht komma?“ „Des will i moena,“ er
widerte der Sohn mit Selbſtgefühl. „No,“ ſagte die Alte
erheitert, „des hab i ja g'wißtl Hoſt aber oh ebbes auftraga
loſſa?“ Des net.“ „Wie, 'r Dänzere, zu der ma Froed
(Freund) iſt?“ „Ja ſo,“ verſetzte Michel, „du redſt vom

Danza?“ „No, von was ſoll i denn reda?“ „Ja, lieba
Mueter,“ erwiderte der Sohn mit einer Art von Bedauern,
„des muß i d'r ſcho ſaga: danzt hab e net.“ „Was? Aber
du ſakſt ja „Ja,“ entgegnete der Enaksſohn, „i hab
denkt, du moeſt ebbes anderſts. s hot nämlich bald 'n kloena
Handel geba, und doh hab e ausg'wehrt. Doh iſt ſo a kloener
Grippel (Krüppel, bedeutet hier bloß die Kleinheit) g'weſa,
der gar koen Fried hot geba wölla. J hab wärle Earnſt macha
müaſſal! Aber ietzt,“ ſetzte er mit Befriedigung hinzu,
„ietzt, hoff i, wurd er oh an mi denka!“ Die Mutter,
ärgerlich, verſetzte: „Aber des wurd doch net eweng daurt
haba? Später wurds doch oh no Zeit geba haba zum
Danza?“ „Ja,“ ſagte Michel, „doh hab i nocht (nachher)
mei Unterhalteng ſcho g'hett (gehabt), und i hab denkt: für
ha'et iſch gmuag!“ Die Alte wußte nicht, ſollte ſie weinen
oder lachen über ſo einen Menſchen. „No,“ ſagte ſie endlich,
„i ſig ſcho, an dir iſt Hopfa'n und Malz verloara!“ „Des-
dawega (deswegen) no net,“ erwiderte Michel behaglich und
ging langſamen Schrittes an ſeine Arbeit.

Trotz dieſes ſchlechten Erfolges dieſer erſten Ermahnung
richtete die Mutter ähnliche noch zu wiederholtenmalen an
den Sohn. Die gute Frau meinte: „'s iſt doch a Vergnüaga,
was i von 'm haba will! 's ka ja net ſei, daß r gar koen
G falla dra fendt! 's iſt doch no a'n ieder endle drauf komma!“

Allein ihre Bemühungen blieben fruchtlos. Einmal ließ
ſich Michel bewegen, noch einen Tanzverſuch zu machen; aber
abgeſehen davon, daß er nicht das geringſte Vergnügen dabei
empfand, hörte er auch aus einer Ecke von zwei Mädchen ein
„Kuttern“ (gedämpftes Lachen), das er nur auf ſich beziehen
konnte, und in dem Aerger, den „Fratzen“ zum Geſpött zu
dienen, ſagte er zu ſeiner Tänzerin: „So, ietz iſt gmuagg, ietz
kaſt widder ganga!“ und kehrte in die Stube zurück, um
ſeinen Unmut zu vertrinken. Ein Kamerad, den er aufs Ge
wiſſen fragte, wie er eigentlich tanze, erwiderte mit bedeu-
tungsvollem Blick: „Loba ka'n e's net!“ Michel nickte ſchwei-
gend; und als er heimkam und ſeine Mutter wieder fragte,
ob er „ſich luſtig gemacht“ habe, antwortete er mit Unmut:
„Ja, danzt hab e; aber desmol und mei Lebteng net widder!
Aus iſch! Globſt du, doß i da Leuta da Narra ahgib? doh
bild i mer doch z viel eil Kotts Kreuz-Tauſed“ „Aber“

„Jetz hör auf oder du machſt me falſch! J will endlich en
Fried haba mit dem Sakermentsdanza doh! s wär koe
Wonder, 's käm ebbes dabei raus!“ Die Mutter ſah l

militäriſchen Beſtände an fertigem Schuhwerk und Leder dem il
bedarf zur Verfügung geſtellt werden. Aber dieſe erwartete Entſpan
nung der Lage auf dem Schuh und Ledermarkt wird ganz weſentlich
hinter dem Zuſtand zurückbleiben, der bei einer geregelten Durchführung
der Demobilmachung erwartet werden konnte.

Der Soldatenral zu Halle verſtärkte in ſeiner geſtrigen Sitzung
den Vorſtand und den engeren Rat durch des Kameraden
Platen, die Sicherheitskommiſſion durch wahl des Kameraden
Volkmer. Weiter wurde beſchloſſen, die Sicherheitsko nie, die
jetzt aus 260 Mann beſteht, weſentlich zu erhöhen. Der ll des
Fliegerleutnants Becker ſtellt ſich nach dem Bericht des Vorſitzenden
weſentlich milder dar. Der Vorfall hat ſich zwar ſo abgeſpielt, wie er
in voriger Sitzung vorgetragen iſt, doch entſchuldigt der Angeſchuldigte
ſein Verhalten damit, daß er erſt von der Front gekommen und über di
Verhältniſſe und die Machtbefugniſſe des Soldatenrats nicht genügend
informiert geweſen ſei. Er het die Erklärung abgegeben, daß er ſich auf
den Boden der Verhältniſſe ſtellt. Es wurde beſchloſſen, die Sache der
Rechtskommiſſion zu überweiſen. Zum Schluß wurde die Bildung
eines Kriegsgefangenenrats beſchloſſen. Wie die ſehr lange und ein-
gehende Beratung zeigte, hat ſich dieſe Neueinrichtung als notwendig
erwieſen im Intereſſe unſeres Landes, aber auch im Jntereſſe der
Gefangenen, bei denen zum Teil durch Maßnahme der Regierung.
ſchlechte Behandlung von ſeiten der Unternehmer und den Drang nach
Freiheit, der durch den Abſchluß des Krieges noch verſtärkt worden
iſt, eine gewiſſe Beunruhigung hervorgetreten iſt. Es kam dabei zur
Sprache, daß namentlich die Ruſſen gern aber freiwillig arbeiten
wollen, dafür aber beſſere Behandlung und beſſere Löhnung erwarten.
Durch Beſprechungen mit den Unternehmern iſt dies zugeſichert worden.
Im allgemein billigte man es aus wirtſchaftlichen Gründen auch, daß
die Gefangenen unter Begleitung ausgehen und Einkäufe machen. Man
hofft, daß durch den Kriegsgefgngenenrat, der Beſchwerden der Ge
M prnen entgegennimmt, Beruhigung unter die Gefangenen getragen
wird.

Das Wohlrecht der Frauen. Von bürgerlicher Seite erhalten
wir folgende Mitteilung: Um die Frauen für ihre neuen Pflichten
als Staatsbürgerinnen vorzubereiten, haben ſich in der vergangenen
Woche 48 Frouenvereine zu dem Verband Halliſcher Fraunenvereine zu
ſammeng ſchloſſen Die Aufklärung der Frauen ſoll durch Wort und
Schrift geſchehen, durch Anſprachen und Vorträge, und zwar von einem
vrllkemmen parteiloſen Standpunkt aus. Es bleibt jeder Frau über
laſſen, welcher Partei ſie ſich anſchließen will.

Zuckerverſorgung. Ueber die Verſorgung der Bevölkerung mit
Zucker wird von zuſtändiger Stelle mitgeteilt, daß eine wefentliche Ver
beſſerung nicht erwartet werden darf. Die durch Einſtellung der Fabri-
kation von Sprengmitteln freiwerdenden Mengen betragen nur ein
Zwölftel der Geſamtproduktion. Die Fabriken ſind im allgemeinen
verſorgt, aber die Transportfrage, die Kohlenfrage und die Einführung
des achtſtündigen Arbeitstages machen große Schwierigkeiten.

Winke für Weihnachfspakete. Die bevorſtehenden Weihnachts-
ſendungen veranlaſſen die Poſtverwaltung, nachſtehende Wünſche an
die Abſender zu richten, deren Erfüllung weſentlich dazu beitragen
würde, die glatte Abwicklung des Weihnachts-Päckereiverkehrs zu er-
leichtern. Die Pakete ſind unter Verwendung guter Verpackungsſtoffe
recht dauerhaft herzuſtellen; in das Paket iſt obenauf ein Doppel der
Aufſchrift zu legen; die Aufſchrift iſt deutlich, vollſtändig und haltbar
herzuſtellen, der Name des Beſtimmungsortes unter näherer Bezeich-
nung der Lage beſonders groß und kräftig anzugeben; auf den Paketen
ſelbſt hat der Abſender ſeinen Namen und Wohnort nebſt Wohnung
zu vermerken; die Weihnachtsſendungen ſind möglichſt frühzeitig auf
zuliefern und, wenn irgend möglich, freizumachen.

Beſchränkungen im Paketverkehr machen ſich für die Zeit vom
16. bis einſchließlich 24. Dezember infolge der gegenwärtigen ſchwieri:
gen Verkehrsverhältniſſe notwendig: 1. Zur Beförderung unter Wert
angabe (bis 100 M. und über 100 M.) werden von Privatperſonen
nur ſolche Pakete angenommen, die abgeſehen von den den Jnhalt
betreffenden Mitteilungen ausſchließlich bares Geld oder t
papiere, Urkunden, Gold, Edelſteine oder daraus gefertigte Gegenſtände
enthalten. Pakete mit anderem Jnhalte ſind während der angegebenen
Zeit von der Verſendung unter Wertangabe ausgeſchloſſen. 2. Das
Verlangen der Eilbeſtellung iſt für die bezeichneten Tage bei gewöhn-
lichen Paketen, die von Privatperſonen herrühren, nicht zugelaſſen
3. Zur Beförderung als „dringend“ werden während der angegebenen
Zeit Pakete von Privatperſonen nicht angenommen

Ackerverteilung durch den Bund zur Erhaltung und Mehrung
der deutſchen Volkskraft. Der Magiſtrat der Stadt Halle hat dem
Bund an der Merſeburger Straße (hinter der Artillerie-Kaſerne)
einen Ackerplan verpachtet, der in dieſen Tagen vergeben wird.

eeeWw rden Burſchen achſelzuckend an und ſchwieg. Sie mußte ſich
überzeugen, daß an ſo einem Menſchen kein Reden was helfenkann! n Gottes Namen! Sie hatte ihre Schuldigkeit ge-
tan; und wenn er nicht mehr auf den rechten Weg zu bringen
war ihr konnten keine Vorwürfe gemacht werden. Hatte
ſie ſich doch auch ſchon erboten, ihn ſelber tanzen zu „lernen“
(lehren)! Aber was hatte er drauf geſagt? „Mit mei'r
Mutter z'danza, kommt mer ſo öad für, daß mer übel wurd,
nor wann e dra denk!“ Mit ſo einem Menſchen fang eins
was an! Nein! er ſoll tun, was er will! Und wenn er
„a'n alter Eſel“ wird und keine kriegt, ſoll ers haben!

Um es kurz zu machen unſer Burſche hatte das ſechs-
undzwanzigſte Jahr hinter ſich und noch konnte er das
Tanzen nicht, und noch hatte er keinen Schatz, geſchweige
denn ein Weib. Er näherte ſich dem, was auf dem Dorf
ein „alter Jungg'ſell' heißt; den wenn der Burſche ein-
mal in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre ſteht, dann
kann er ſich nicht mehr viel auf ſeine Jugend einbilden und
es iſt Zeit, daß er ſeine Wahl trifft. Hat er einmal „drei
Kreuz aufm Buckel (Rücken), dann iſt er ſchon ſehr an
rüchig, und er muß andere Qualitäten bedeutender Art ha-
ben, falls er auf eine Dorfſchöne noch Eindruck machen will.

Bei ſeiner Weiſe zu leben, wurde Michel natürlich ein
eigentümlicher Kauz. Von Herzen gutmütig, konnte er doch
leicht und ſchnell böſe werden, wenn man ihn durch eine
Zumutung beläſtigte oder durch Widerſpruch reizte. Derkurze, beſehlende Ton unter Kameraden wurde ihm zur

andern Mtur er gehr iuchte ihn gonz eerütlich uro hatte
keine Ahnung davon, daß er einen andern damit in einer
Art anſprach, die er von ihm ſehr übel aufgenommen hätte.
Wer ihn zu behandeln wußte, konnte gleichwohl alles mit
ihm anfangen. Auf eine gute Rede, für einen guten Freund
wär er durchs Feuer gegangen. Natürlich wurde er bei
alledem kein großer Menſchenkenner. Er bildete mehr die
Gabe des Glaubens als das Talent der Prüfung und Unter-
ſcheidung aus, glaubte an ſeine eigenen Einfälle und anderer
Leute Verſicherungen und handelte in dieſem Vertrauen oft
ſehr naiv. Er gab im Dorfe zu manchem Spaß Anlaß, der
gute Michel, und man lachte bei ſolchen Gelegenheiten
weidlich über ihn aber hinter ſeinem Rücken! Denn ihm
ins Geſicht zu lachen, wollte doch niemand rätlich finden!

(Fortſetzung folgt.)
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Es wird noch darauf aufmerkſam gemacht, daß am Saalanger undin der Nähe von Jetüt größere gefihe frei ſind. Eouten

ſich nicht rig Bewerber melden, dann iſt der B auch bereit,
eine größere Anzahl zuſammenhängendex, Pargellen zu gärtneri-

kannſchet und land wirtſchaftlicher Ausnutzuſig ar
nicht genug betont werden, wie außerordentlich wichtig der Beſitz
eines Stückchen Ackerlands iſt, beſonders, wenn es mehrere Jahre
im Beſitz behalten werden kann. Der Bund hat nichts dagegen,
wenn diejenigen Pächter, die ihre Parzellen auf mehrere Jahre ge
pachtet haben, dieſe in Schrebergärten umwandeln. Nur müſſen
ſie dafür ſorgen, daß die Nachbargrundſtücke erreicht werden
können.

Für kaufmänniſche Angeſtellte erhalten wir folgende Zu
ſchrift: Erwerbsloſenunterſtützung, Mindeſtgehälter, Stellenver
mittlung, Angeſtellten-Ausſchüſſe, Wiedereinſtellung der Kriegs
teilnehmer ſind die Fragen, die den kaufmänniſchen Angeſtellten
jetzt aufs lebhafteſte beſchäftigen. Nicht unerreichbaren Wolken-
gebilden und ſchöngefärbten Zukunftsverſprechungen nachjagen,
ſondern praktiſche Arbeit im obigen Sinne leiſten, heißt den kauf-
männiſchen Angeſtellten helfen. Solche Arbeit leiſtet die berufene
Intereſſen-Vertretung der kaufmänniſchen Angeſtellten, die Arbeits
gemeinſchaft Kaufmänniſcher Verbände (A. K. V, von 1916). Der
Ortsausſchuß Halle dieſer Gemeinſchaft, dem neben verſchiedenen
kleineren Vereinen die drei größten Handlungsgehilfen-Verbände:
D. H. V., 58 er Verein und Leipziger Verband angehören, wird
ſeine Stellung zum freien Volksſtaat in aller Oeffentlichkeit klar
legen, in einer Verſammlung, die Freitag, 6. Dezember, abends
J Uhr, in der Saalſchloß-Brauerei, ſtattfindet. Herr Broſt Leipzig
vom D. H. V. und Herr Beckmann-Leipzig vom Leipziger Verband
haben das Referat übernommen und bieten den kaufmänniſchen
Angeſtellten Gewähr für ſachliche und würdige Behandlung des
geſtellten Themas.

Der Verband Halliſcher Frauenvereine veranſtaltet am Montag,
dem 9. Dezember, abends 83 Uhr, in den Thaliaſälen einen Vor
tragsabend für Frauen zur Einführung der Frau in die Politik. Herr
Profeſſor Werninghoff wird ſprechen über „Die Frauen und das
Wahlrecht“, nach dem Vortrag findet eine Ausſprache ſtatt. Der Ein
tritt iſt frei. Es iſt von großer Wichtigkeit für die Frauen, ihre Pflich-
ten als Staatsbürgerinnen kennen zu lernen. Darum ſei ihnen der
Beſuch dieſes Vortrages dringend empfohlen.

Volksbildungsverein. Auf den am Sonnabend, dem 7. Dezem
ber, 8 Uhr abends, in den „Thaliaſälen“ ſtattfindenden „HermannLöns-
Abend“ weiſen wir empfehlend hin. Er verſpricht einen hohen literari
ſchen Genuß. Die ſehr beliebte Vortragskünſtlerin Fräulein Klara
Schliebe wird eine Anzahl Gedichte und Proſaſtücke von Löns vor
tragen, z. B. Der Roſenſtock, Verloren, Die goldene Wiege, Jch träum',
Die ſchöne Marie, Novemberſonnenſchein, Hausfriedensbruch, Lüttje-
mann und Püttjerinchen, Die Frühlingsheide, Müschen, Brummelchen
uſw. Die nächſtfolgende rer am Sonnabend, dem 4. Januar,
7 Uhr abends, bringt einen großen Lichtbildervortrag über „Thüringen,
Land und Leute mit 250 Lichtdildern (darunter etwa 75 farbigen),
Eingel, Zwei und Dreigeſang, Chorliedern, Geigenſpiel und Gedichts-
und andern Vorträgen.

Die Krankenpſleger und nen, Krankenwärier ufw. lei
den noch unter ſehr ungünſtigen Arbeitsverhältniſſfen. Neben geringem
Gehalte iſt. namentlich die Arbeitszeit eine geradezu unendliche. Es
iſt deshalb begreiflich, daß auch unter dieſen Angeſtellten der freigewerk
ſchafiliche Gedanke erwacht iſt der Not der Zeit folgend. Nachdem
ſchon das geſamte Unterperſonal der Landesheilanſtalt Rietleben be
ſchloſſen hat, ſich einer freien Gewerkſchaft anzuſchließen, werden ſolche
Abſichten auch unter den Pflegern der Kliniken uſw. laut. Es findet
deshalb morgen Freitag abend 349 Uhr im Auguſtinerbräu, Mittel-
ſtraße 14——15, eine öffentliche Verſammlung der Pfleger ſtatt, die ſich
mit Berufsfragen beſchäftigt. Auch ſoll eine Orksgruppe gegründet
werden.

Gegen Wucher beim Pferdeverkauf. Der Soldatenrat beim
Generalkommando bittet uns bekannt zu geben, daß bei den bei ver
ſchiedenen Truppenteilen imedene Unzuträglichkeiten en t

enW. von Pferdeterten W iſt es vor
gekommen, daß Minderbemittelten einfach die Möglichkeit genommen
war, ſich Pferde zu erſtehen. Dieſe Unbefugten, zum Teil Händler,
treiben die Preiſe derartig hoch, ſo daß es Leuten, die ſeit Kriegsbe
ginn im Felde ſtanden, oder ſonſt durch den Krieg ihr Vermögen zum
Teil verloren haben, unmöglich war, dieſe Preiſe zu erzielen
Um aber nun dieſen Leuten Gelegenheit zu geben, ihr Geſchäft oder ihre
Landwirtſchaft wieder auf die Höhe zu bringen, iſt vom General
tommando eine öffentliche Pferde Verſteigerung angeordnet, an der nur
Kriegsbeſchädigte und Minderbemittelte teilnehmen däürfen. Der Käu-
fer muß perſönlich das Pferd erſtehen. Eine Veräußerung von mehr
wie 2 Pferden an eine Perſon iſt hierbei nicht zuläſſig. Jeder Käufer
muß ſich genügend ausweiſen können und eine Beſcheinigung von ſeiner
zuſtändigen Poltzeiſtelle haben, daß er den obigen Bedingungen ent
ſpricht. Die Bekanntmachung über die öffentliche Pferde-Verſteigerung,
die am 7. Dezember 1918, vormittags 9 Uhr, auf dem Hofe der Train-
kaſerne ſtattfindet, iſt in vorliegender Nummer veröffentlicht. Mit
Rückſicht auf die Opfer, die die in Frage kommenden Leute während
des dem Vaterland gebracht haben, hält es das Generalkom
mando notwendig, auch dieſen Leuten jetzt auf vorliegende Weiſe
entgegenzukommen.

Freibank B Freibank Verkauf am 7. Dezember werden v e folg zugelaſſen: Um 8 Uhr Nr. 1951
bis 2050, 9 Uhr Nr. 2051--2150, 10 Ühr Nr. 2151--2250, 11 Uhr Nr.
2251--2350, 12 Uhr Nr. 2351--2450, 1 Uhr Nr. 2451-2550.

e Wieder 12 Brote geſtohlen. Jn der er Straße
wurden in verganger Nacht zwei Soldaten angehalten, die in zwei
Säcken zuſammen 12 Brote mit ſich führten. Da ſie angaben,
die Brote aus einer Militärvorratskammer, deren Fenſter offen
ſtand, entwendet zu haben, wurden die Täter einer Militär-
patrouille übergeben.

Geſtohlene goldene Ringe. Am 3. Dezember ſind bei einem
Ladendiebſtahl 85 Stück goldene, meiſt Herrenſiegelringe mit grünen
oder roten Steinen, geſtohlen worden. Die Ringe haben einen
Verkaufswert von 20 bis 40 M. das Stück. Als Täter kommt
wahrſcheinlich ein Soldat Unteroffizier in Frage. Wer über
die Perſon des Täters oder den Verbleib der Ringe Angaben machen
kann, wird erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei, Zimmer 38, zu
melden.

(Feſtohlen wurden ferner am 19. Nodember 1918 ein ſchwar
jer guterhaltener Herrenmantel mit ſchwarzem Futter und über
jogenen, zum Teil abgegriffenen Knöpfen, im Stoffaufhänger die
Firma „Rügow, Merſeburg am 22. November 1918 ein Aſtrachan
jackett mit Fehbeſatz und dunkelrot ſeidenem Futter; vom 27. zum

November 1918 ein Damenruckſack, die Riemen mit gelb
raunem an den Seiten ausgezackten Tuch unterkegt; 1850 Zi-

garren, Marke „Guter Freund, El Golfe, Vorſtenlanden, Der
Würfel iſt gefallen, Roſa de Mayo, Bundestreue, Maßliebchen, Ge
nuß, Wends PatentZigarren, Peters, v. Hindenburg“; 420 Zi
garetten, Marke „Ariſtokrat“ (mit oder ohne Mundſtüch); Pano-
rama Extra, Ulmenried; 40 Päckchen nupftabak „Goldfarb“;
4 ſchwarze Feuerzeuge; 3 Kriegsfeuerzeuge; 6 Gros Stahlfedern,davon 3 Gros mit Tintenſtift 16 Zigarrettenetuis aus Metall,

200 Bogen kleinkariertes 455 verſchiedene Anſichts
und Geburtstagskarten; am 29. November 1918 ein Kokosläufer,
2 Meter lang und 1 Meter breit; am 1. m 1918 ein Motor-
rad, Marke „Wanderer“, Nr. 288 905; ein Kutſchermantel aus
ſchwerem gelben Stoff mit großen Aufſchlägen und Gürtel; eine
blaue Pferdedecke mit dem Monogramm „W. St.“ aus blauem
Band, an beiden Seiten je 8 gelbe Streifen.

Feuer. Z r Nacht 8 Uhr entſtand in dem
Fabrikgrundſtück der Röhrenfabrik von H. Polko, Jnnere Bismarck-
ſtraße, ein Schadenfeuer, welches in kurzer Zeit die Baulichkeiten
bis auf die Umfaſſungsmauern zerſtörte. Es wird Selbſtentzün-dung vermutet. Die alarmierte Fach ſowie auch die Dampf
ſpriße der Firma Elektron Werk l hier vermochten die Gebäude
nicht mehr zu retten. Der Schaden iſt bedeutend. Die rechts der
Bismar
gebände

aße belegene Plattenfabrik, ſowie das Verwaltungs-
unverſehrt geblieben.

e

Genoſſen
Werbt Mitglieder für die

Partei!
h

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Siadtfheater. Heute nachm 334 Uhr als Kin

dervorſtellung bei kleinen d S Schen und die ſieben Zwerge“ zur Erſtaufführung. Freitag abend wird

n Kinderv x e gen Von ühreeLe fan tutte“ von e der Bühneneinrichtung von Leo
Sachſe. Montag „Das Dreimäderſhaus“.

r Am Sonntag, dem 8. Dezember, abends 7Uhr, 4 m Thalio Theeter ſeitens des Stadt eater Perſonels z
Kom „Flachsmann als Erzieher“ von Otto Ernſt zur Aufführung.

Aus der Provinz.
Soldaten gegen die Anabhängigen.

Mittwoch nachmittag fand in der Reichskrone in Naum-
burg eine Soldatenverſammlung ſtatt, die den größten Saal der
Stadt bis auf den letzten Platz, auch Stehplatz, gefüllt hatte. Auf
Wunſch des Soldatenrats ſprach Genoſſe Ad. Thiele- Halle über
die Ziele der Sozialdemokratie. Nachdem er als Ur-
ſachen des alten politiſchen und wirtſchaftlichen Elends die Vor-
rechte des Geldſacks, der Geburt und beſonderer Stellungen ge-
kennzeichnet und das Wirken des Kapitalismus in Verbindung mit
dem Obrigkeitsſtaat geſchildert hatte, legte er klar, daß nur in der
vollſten Demokratiſierung das Heilmittel gegen die politiſche Un
freiheit zu finden ſei. Aber die Demokratiſierung, alſo die Schaf
fung von Rechtszuſtänden dafür, daß immer nur der Wille der
Volksmehrheit beſtimmend ſein kann, genüge nicht, denn auch in
der Demokratie könne der Geldſack ſeine unheilvolle Tätigkeit aus
üben und die republikaniſche Staatsform gewähre keine Sicherung
dagegen, wie uns Frankreich und Amerika zeigen. Die Demo-
kratie könne nur dann rein und gefichert ſein, wenn ſie die ſozia-
liſtiſche Struktur erhalte. Das ſei das Ziel der Sozialdemokratie.
Redner erläuterte dann an der Hand des Erfurter Programms
die einzelnen Forderungen unſerer Partei an den Gegenwarts-
ſtaat, von denen mehrere bereits durch die neue Regierung reſtlos
erfüllt worden ſeien, während alle anderen ſobald als möglich
durchgeführt werden würden. Auch die Sozialiſierung der Pro-
duktion, die nicht auf einmal eintreten, ſondern die nur das Er-
gebnis einer möglichſt zu beſchleunigten Entwicklungsreihe ſein
könne, umriß Redner mit ſcharfen Strichen. Kein Menſch dürfe
mehr das Recht haben, aus der Arbeit eines Nebenmenſchen für ſich
perſönlich Vorteile zu ziehen. Der Ausbeutung des Menſchen durch
den Menſchen werde durch die Sozialiſierung ein undurchbrechbarer
Damm entgegegengeſetzt. Ueber die Deckung der außerordentlich
hohen finangziellen Belaſtung Deutſchlands nach dem Kriege ver-
breitete ſich Redner ausführlicher. Durch ganz energiſche Pro-
greſſionen bei Erhebung der Abgaben von größeren Einkom-
men, Vermögen und Erbſchaften laſſe ſich ein erheblicher Teil der
Ausgaben decken, ebenſo durch die Ueberſchüſſe der ſofort zu ſoziali-
ſierenden Großbetriebe, deren Gewinne natürlich nicht mehr
Privatperſonen zufallen würden.

Zum Schluß ging Redner noch ein auf die Haltung der Unab-
hängigen. Er widerlegte deren Beſchimpfungen der ſozialdemo-
kratiſchen Partei und bewies ihre Jnkonſequengz, ihre Phariſäerei,
ihre Phraſenmacherei, ihre Halbheiten an der Hand von Tatſachen.
Die ſchonungsloſe Kritik, die ſie von ihren befreundeten Spartakus
freunden jederzeit und bis in die jüngſten Tage hinein erfahren
haben, und in denen ſie Verräter, Lügner, Maulſogzialiſten uſw. ge
nannt werden, möge ihnen beweiſen, wie leicht es ſei, anderen die
politiſche Ehre zu beſudeln und zu untergraben. Nicht nur der
anhaltende und außerordentlich ſtarke Beifall bewies, daß die ganz
uberwiegende Mehrheit der mehrtauſendköpfigen Verſammlung den
Ausführungen zuſtimmte, ſondern auch in der recht lebhaften De
batte wurde das zum Ausdruck gebracht. Auch mehrere Unab-
hängige und ein Spartakusmann vom Halleſchen Soldatenrat, der
nichts von der Nationalverſammlung wiſſen wollte, kamen zum
Wort. Für die Unabhängigen ſprach vor allem Redakteur
Stroinski aus Zeitz. Durch ſeine perſönlichen Ausfälle gegen
den Referenten erregte er jedoch den Unmut der Verſammlung
nach und nach ſo ſehr, daß eine Abſtimmung verlangt wurde, ob
er noch weiter ſprechen ſolle. Gegen eine verſchwindende Minder
heit wurde das verneint. Es mag jedoch ausdrücklich feſtgeſtellt
ſein, daß ſich der Unwille nicht dagegen richtete, daß er anderer
Meinung war als der Vortragende, denn alle anderen Unab-
hängigen und auch den Spartakusmann hat die Verſammlung
ruhig angehört, ſondern die perſönlichen Vorwürfe, in denen ſich
Stroinski gefiel, ließen den Unwillen ſo ſtark werden.

Außenordentliche Erregung rief die Mitteilung des Ober
jägers Tillwichs, eines Mitgliedes des Naumburger Soldatenrats,
hervor, daß am Montag von der Naumburger Funkenſtation ein
Funkſyruch aus Nauen abgefangen worden ſei, der an den
franzöſiſchen Marſchall Foch gerichtet war und den Marſchall Foch
aufforderte, in Deutſchland einzurücken. Für die Richtigkeit ſeiner
Mitteilung übernahm Tillwichs jede Garantie. Die Lei-
tung der Nauener Funkenſtation liegt in den Händen von Lede
bour und Richard Müller. Es muß gefordert werden, daß
die Sache gründlich unterſucht und das Ergebnis bekannt gegeben
wird. Laute Rufe der Entrüſtung über den offenbaren Verrat,
der in dieſer Handlungsweiſe liegen würde, wurden hörbar. Doch
auch ohne dieſe Enthüllung hätte ſich die Soldatenverſammlung zu
einer gewaltigen Kundgebung für unſere Partei und gegen die
Unabhängigen wie gegen die Spartakusleute geſtaltet. Aus Halle
waren vom Arbeiterrat Kilian und vom Soldatenrate Schumacher
anweſend. Kilian hatte ſich nicht zum Worte gemeldet. Die Un
abhängigen hatten vorher in vier Volks und Soldatenverſamm-
lungen in Naumburg allein das Wort gehabt. Trotzdem waren
ſfie, als unſere Partei zum erſten male gerufen warden war,
auf telephoniſchen Anruf ihrer Freunde aus allen Ecken herbei-
geeilt. Sie haben keine Lorbeeren geerntet. Die Naumburger
Soldaten ſtehen bis auf vereinzelte Ausnahmen feſt zur Sozial
demokratiſchen Partei Deutſchlands,

h Streikende Kriegsgefangene. Auf denmeiſten Braunkohlengruben des Weißenfelfer Bezirks weigern ſich die
Kriegsgeſangenen, weiterzuarbeiten. Die Produktion iſt daher ſehr

t viele nur bis qu 20 Frage Wagen guaden Wer

Deliyſch. Die Einquartierung, die unſere Stadt in
folge der Demobilmachung des Feldheeres erhält, wächſt von Tag

zu Tag an. Nachdem das ESrfatzbataillon Nr. 80, deſſen Ankunft
am Sonnabend be t erwartet wurde, endlich inge offen ar
langte im Laufe Sonntags unerwarteterweiſe e Kom
mandantur der Feſtung Diedenhofen mit ihren Abteilungen, wie
Stab der Kommandantur, ortifikation, Militärneubauamt,
Feſtungs-Landſturmbataillon XV
rett Nr. Z. er an. Dem Eintreffen des aktiven Jnfanterieregi-
ments Nr. 30, deſſen Ankunft bereits für geſtern angeſagt war,
ſieht man ſtündlich enkgegen.

Liebenwerda. Ein großzügiges Bahnunterneh-
men wird im Kreiſe demnächſt, nachdem der Kreistag die
erforderlichen mittel bewilligt, jedenfalls als Notſtandsarbeit
ur Ausführung gelangen. Es handelt ſich um Ausführung desſeit Jahren erwogenen und vorbereiteten Kleinbahnunternehmens

Burxdorf--Elſterwerda--Ortrand. Die Bahn wird an die Klein
bahn Mühlberg--Burxdorf anſchließen und den ganzen arg
rer Kreis von nach Oſten durchſchneiden. Später
urz vor Elſterwerda von Cröbeln aus noch eine Zweigbahn über

Liebenwerda nach Beuterſitz gebaut werden, damit die dortigen
Kohlengruben Anſchluß an die Elbe bei Mühlberg gewinnen. Die
S Koſtenanſchläge betrugen etwa 354 Millionen Mark, ſie

nd aber gegenwärtig naturgemäß höher hinaufzuſetzen; der Kreis
Liebenwerda wird ein Sechſtel dazu beitragen.

Torgau. Warnung an die Selbſtverſorger. Der
Landrat bringt folgende Warnung Verſchiedentlich wird über die
Ueberhandnahme des Schleichhandels mit Lebensmitteln, geklagt.
Wer dem Schleichhändler und dem Hamſterer Getreide und Kartoffeln
aus ſeiner Ernte verbotwidrig verkauft, ſchädigt die Allgemeinheit und

ſich ſelbſt. Wird unſerem Kreiſe ein Teil unſerer Vorräte durch
Schleichhändler und Hamſterer genommen, ſo können wir die Mengen,
die wir für unſer Volk und für die Front abliefern müſſen nur auf-
bringen, wenn wir die Rationen der Selbſtverſorger herabſetzen. Jeder
Landwirt weiß, was das für ſeine Wirtſchaft bedeutet. Jeder Land
wirt und jede Landfrau möge ſich alſo ſgaen: Das, was jetzt der
Schleichhändler und der Hamſterer zum Schaden der Allgemeinheit
davonträgt, mußt du ſpäter ſelbſt mit deinen Angehörigen aus deinen
Vorräten nochmals hergeben. Jch vertraue, daß die Landwirte des
Kreifes im Intereſſe des allgemeinen Durchhaltens auch fernerhin die
Vorſchriften über die Ablieſerung der beſchlagnahmten Erzeugniſſe ein

halten werden.

Falkenberg. Um den Achtſtundentag. Der Achtſtundentag
hat auch hier ſeinen Einzug geholten. Jn den Eiſenbahnwerkſtätten
wird ſchon acht Tage lang nur 8 Stunden gearbeitet. Die Firma
Erler hat dieſe Woche mit dem Achtſtundentag angefangen. Jn dem
übrigen Staatseiſenbahnbetrieb wird es nur eine Frage der Zeit ſein,
bis auch da die neue Zeit eingeführt wird. Alle Betriebe zahlen den
Arbeitern den gleichen Lohn, den ſie früher in 9 bis 10 Stunden ver-
dienten. Nur die Firma Kupſch u. Seidel lehnt es ab, den Arbeitern
den gleichen Lohn zu zahlen. Die Arbeiter ſind deshalb in den Streik

getreten.

Luckenwalde. Schimpfliche Gemeinheit. Am Sonn
abend vormittag wurde eine Frou auf dem Wege von Ruhlsdorf nach
Luckenwalde, diesſeits des Waldes, von einem Manne in Uniform
überfallen, zu Boden geworfen und vergewaltigt. Nach Begehung
dieſer rohen Tat hat ihr der Patron noch 200 M. und 1 Pfund Wurſt
entwendet und hat ſich dann nach dem Wolde zu entfernt. Der Mann
iſt etwa 1.70 Meter groß, hat kräftige Statur, friſche Farbe, dunkle
Haare und kleinen Schnurrbart

Allenburg. Folgenſchwerer Vorfall. Hier fuhr ein
Perſonenauto vom Flugplatz, um drei Offiziere und ein Soldatenrats-
mitglied zur Stadt zu bringen. Trotz des wiederholten Anrufens des
Poſtens durchfuhr, wie die Altenburger Volkszeitung ſchreibt, der Füh-
rer in ſehr ſcharfem Tempo die Sperre. Um den Wagen zum Halten
zu veranlaſſen, gab der Poſten einen Schuß ab, der unglücklicherweiſe
den Führer in den Rücken traf. Der Schuß war nicht tödlich. Dem
neben dem Chauffeur ſitzenden Unteroffizier gelang es nicht, den Wagen

zum Haiten zu bringen. Das Auto überfuhr die Einfriedigung des
Teich?s neben der Straße, rannte gegen eine Telegraphenſtonge, die
in Höhe von einem Meter vollſtändig durchſchnitten wurde und ſtürzte
ins Waſſer. Hierbei ſcheint der Führer eine ſchwere Kopfoerletzung
erlitten zu haben, die den Tod herbeigeführt hat. Die übrigen Jn-
laſſen des Wagens kamen mit dem Schrecken davon.

Bekämpfung des Schleichhandels.
Eine der dringendſten Aufgaben der neuen Regierung

wird es ſein, mehr als bisher den gewerbsmäßigen Schleich
handel und die übermäßige Vorverſorgung e e
wiſſenloſer Geldleute zu verhindern. Die Bekämpfung wird
nach drei Richtungen zu erfolgen haben. Zunächſt muß
bei dem Erzeuger, der der eigentliche Belieferer des
Schleichhandels iſt, dafür Sorge getragen werden, daß die
ihm nicht zur r n land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe gelangen. e Ueberwachung der land
wirtſchaftlichen Betriebe in dieſer Richtung bildet eine
weſentliche und wichtige Aufgabe der neuen Bauernräte.
Die hierzu notwendigen Anweiſungen an die Bundesregie
rungen und Kommunalverbände find bereits erlaſſen.

wieriger geſtaltet ſich die Verhinderung desver eg im großen, alſo die Verſ bung
von Waggonladungen mit rationierten Lebensmitteln durch
die Bahn und von Händler zu Händler. Bei der Geriſſen
heit, mit der der gewerbsm g Schleichhändler unter
Fälſchung von Frachturkunden und Ausweispapieren vor-
geht, kann auf n Gebiete nur mit geſchultem, ſah
ausgebildetem Perſonal geardeitet werben. Die Schritte,
ſolches Perſonal in ſtärkerem Umfange zu gewinnen, ſind
eingeleitet. Es wird aber ferner eine neue Organiſation
der Strafverfolgungsbehsörden, insbeſondere des
Kriegswucheramts, erforderlich ſein, um in jedem
Einzelfall ohne Hemmung von Zuſtändi mitSchärfe und Erfolg pieſts zu können. Nach dieſer Rich

tung ſchweben bereits lungen zwiſchen den ver
ſchiedenen beteiligten Behörden.

da, wo übermäßigeSchließlich handelt es darum, hVorräte zum Schaden e aufgehäuft wor
den ſind, dieſe ſogenannten Hamſtierlager feſtzu-
ſtellen und dem allgemeinen r e iedas vereinzelte Vorgehen von ter und Sol
datenräten bereits gezeigt hat, iſt dieſe Aufgabe durchaus
nicht leicht zu löſen, wenn man vermeiden will, daß recht
mäßig erworbene Vorräte den Beſitzern weggenommen wer
den. Man wird bedenken n daß der Geiſt der Vor
ſorge für kommende ſchwere Zeiten der Bevölkerung erhal-
ten bleiben muß ein plumpes und ungeſchicktes
Zufaſſen leicht auch die Beſitzer kleiner erlaubter
Vorräte veranlaſſen könnte, n unwirtſchaftl
Weiſe zu verzehren oder zu vergen Das
rungsamt beſchäftigt ſich auf das eingehendſte damit, Richt
linjen für ein einheitliches und ſachgemäßes Vorgehen auf
dieſem Gebiete aufzuſtellen.

Pferdedepot und Pferdelaza
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